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(Beginn: 10:00 Uhr)

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich eröffne die 37. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales, Jugend und Familie und möchte Sie alle ganz herzlich begrüßen. Wir 
haben heute eine Sitzung des Sozialausschusses mit einer Anhörung von Sach-
verständigen gemäß § 173 der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 
zum Thema "Konversion von Komplexeinrichtungen".

Die Anhörung geht auf einen Antrag der Fraktion der GRÜNEN zurück, der im So-
zialausschuss einstimmig beschlossen wurde. Wie Sie alle wissen, wollten wir 
diese Anhörung bereits Anfang Dezember 2020 durchführen. Aufgrund der Pande-
mieentwicklung war es uns nicht möglich, eine Präsenzsitzung zu veranstalten. 
Deswegen hatten wir uns dafür entschieden, auf den Januar zu hoffen. Angesichts 
der aktuellen Entwicklung und damit auch die Kontakte hier im Hohen Haus mög-
lichst gering bleiben, habe ich mich dann als Ausschussvorsitzende dafür entschie-
den, eine Sitzung per Webex mit Livestream zu organisieren. Ich freue mich, dass 
Sie alle eingewilligt haben und dabei sind. Gleichzeitig war es uns allen im Aus-
schuss ein Anliegen, dieses wichtige Thema nicht noch einmal zu schieben.

Wir sind mittlerweile alle in den Videoschaltkonferenzen geübt. Ich denke, wir be-
kommen das gut hin und arbeiten heute sehr diszipliniert, damit wir alle Fragestel-
lungen und Wortbeiträge nacheinander hören können und die Fragemöglichkeiten 
Raum finden. Die Sitzung dauert bis 13:00 Uhr, also haben wir insgesamt drei 
Stunden Zeit. Weil wir aufgrund der Videoschalte sehr strukturiert arbeiten müssen, 
schlage ich vor, dass wir mit den Statements der Sachverständigen einsteigen. 
Ihnen sind im Vorfeld fünf zentrale Fragen als Richtschnur durch die Anhörung zu-
geleitet worden. Natürlich dürfen Sie als Sachverständige alles aussprechen und 
beitragen, was Ihnen zu dieser Thematik wichtig erscheint. So handhaben wir es 
eigentlich immer. Die Fragen sollen einfach eine Orientierung bieten und dienen 
dem Ausschuss als Vorbereitung, sich den Fragestellungen anzunähern. Wenn wir 
es zeitlich schaffen und in eineinhalb Stunden mit den Beiträgen der Sachverstän-
digen gut zurechtkommen, könnten wir ein paar Minuten Pause einplanen, weil die 
langen Videoschalten durchaus sehr anstrengend sind, und dann im zweiten Teil 
mit der Fragerunde der Abgeordneten weitermachen.

Ich darf als Sachverständige ganz herzlich begrüßen – und in dieser Reihenfolge 
haben wir auch geplant, mit Ihren Beiträgen einzusteigen –: Herrn Dr. Jürgen Auer, 
den Landesgeschäftsführer der "Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinde-
rung", Landesverband Bayern. Ich darf auch herzlich die Vorsitzende des Landes-
verbandes der "Lebenshilfe" begrüßen, unsere ehemalige Landtagspräsidentin 
Frau Barbara Stamm. Dann darf ich herzlich Herrn Thomas Bannasch begrüßen, 
den Geschäftsführer der "LAG Selbsthilfe Bayern e. V.", und Herrn Herbert Boru-
cker, Referent Behindertenhilfe, Deutscher Caritasverband, Landesverband Bay-
ern e. V. Herr Borucker vertritt heute in dieser Runde auch die Wohlfahrtsverbän-
de.

Dann begrüße ich Herrn Werner Fack, Referent Behindertenhilfe, Fachverband 
evangelische Behindertenhilfe und Sozialpsychiatrie in Bayern e. V., Frau Dr. Ger-
trud Hanslmeier-Prockl, Gesamtleitung des Einrichtungsverbundes Steinhöring und 
Mitglied im Stiftungsrat der Stiftung Attl, Herrn Holger Kiesel, den Behinderten-
beauftragten der Bayerischen Staatsregierung, Frau Michaela Streich, Geschäfts-
führerin des Franziskuswerks Schönbrunn und Vorstand der Viktoria-von-Butler-
Stiftung, und Herrn Peter Wirth, Leiter des Referats Soziales des Bayerischen 
Bezirketages.
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Darüber hinaus haben wir Vertreterinnen und Vertreter des Sozial- und des Baumi-
nisteriums in der Schalte. Als weitere Teilnehmer sind Frau Konstanze Riedmüller 
und Herr Rainer Salz vom "Landesverband Bayern für körper- und mehrfachbehin-
derte Menschen e. V." per Webex zugeschaltet sowie die Abgeordneten Frau 
Diana Stachowitz und Frau Ruth Waldmann.

Jetzt müsste ich alle genannt haben. Den per Video Teilnehmenden gebe ich noch 
die Information, dass hier im Senatssaal im Hohen Haus folgende Abgeordnete an-
wesend sind: Ich selbst als Ausschussvorsitzende, mein Stellvertreter Herr Tho-
mas Huber, in dessen Namen ich Sie auch alle herzlich begrüßen möchte, Frau 
Kerstin Celina, Frau Eva Lettenbauer, Herr Ulrich Singer, Frau Julika Sandt, Frau 
Sylvia Stierstorfer, Herr Matthias Enghuber, Herr Andreas Jäckel, Herr Andreas 
Schalk und Frau Susann Enders.

Vielleicht auch für die Öffentlichkeit eine kleine Einführung ins Thema: In Bayern 
leben rund 10.000 Menschen mit Behinderung in sogenannten Komplexeinrichtun-
gen, das heißt in großen, mehrgliedrigen Einrichtungen mit mehr als 100 Bewoh-
nern, die die unterschiedlichsten Einrichtungstypen, Therapie- und Betreuungsfor-
men umfassen. Komplexeinrichtungen befinden sich meist am verkehrsberuhigten 
Rand oder außerhalb von Gemeinden. Die Teilhabe an der Gesellschaft ist deshalb 
oftmals sehr aufwändig und schwierig. Viele Menschen mit Behinderung sind wäh-
rend ihres gesamten Lebens innerhalb dieser Einrichtungen zu Hause, und die Un-
terstützungssysteme werden dort auch zentral organisiert. Diese Menschen haben 
also wenig Möglichkeiten, ihr Leben selbstgewählt zu organisieren und zu struktu-
rieren, und bewegen sich oft im Rahmen der Strukturen dieser Einrichtungen.

Die Konversion von Komplexeinrichtungen sieht vor, diese Einrichtungen stärker 
zu dezentralisieren bzw. die Stammhäuser der momentanen Form so umzugestal-
ten, dass sie zu inklusiven Sozialwohnräumen für die Betroffenen werden. Das ist 
ein ganz wichtiger Ansatz im Zuge der inklusiven Arbeit. Um hier weiterzukommen, 
wollen wir die Experten fragen, wo die Herausforderungen liegen, wie es mit der 
Förderrichtlinie aussieht, wo es "zwickt" und wovon wir als Abgeordnete vonseiten 
der Legislative Kenntnis haben sollten. Dafür findet diese Anhörung statt. Wir freu-
en uns auf Ihre Beiträge.

Ich möchte mich an dieser Stelle noch bei der Technik bedanken, dass es immer 
so gut läuft. – Bedanken möchte ich mich überdies bei unseren Gebärdendolmet-
schern, die wir gerade zu dieser Sitzung hinzuziehen wollten, weil vielleicht über 
den Livestream auch Betroffene dabei sind. Wir wollten in dieser Veranstaltung so 
barrierefrei wie möglich auch nach draußen kommunizieren. Im Moment dol-
metscht Herr Andreas Menzer, später kommt Frau Marina Kirchmayr dazu. Vielen 
Dank! – Wir steigen mit Herrn Dr. Auer ein. Sie haben das Wort, bitte schön.

SV Dr. Jürgen Auer (Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung): Sehr 
geehrte Vorsitzende Rauscher, sehr geehrter Vorsitzender Huber, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Herren, die Sie 
im Raum oder zugeschaltet sind! Ich darf zunächst ganz herzlich für die Möglich-
keit einer Stellungnahme anlässlich dieser Anhörung zum Thema "Konversion von 
Komplexeinrichtungen" danken. Das Thema tangiert die "Lebenshilfe für Menschen 
mit geistiger Behinderung" nur auf den ersten Blick nicht, weil unser Verband nach 
dem Krieg gegründet wurde und selbst gar keine ganz großen Komplexeinrichtun-
gen betreibt, jedenfalls nicht im herkömmlichen Sinne.

Aber auf den zweiten Blick ist es natürlich doch unser Thema. Das ist unter ande-
rem aus der Historie heraus zu verstehen. Wir haben ja gestern den Holocaust-Ge-
denktag begangen, bei dem noch einmal klar wurde, dass es Menschen mit Behin-
derung in der Zeit des NS-Regimes schwer hatten, dass sie unter Verfolgung litten, 
getötet wurden. Eltern und Angehörige von Menschen mit geistiger Behinderung 
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sind nach dem Zweiten Weltkrieg mit diesem – auch emotionalen – Gepäck in die 
Fünfziger- und Sechzigerjahre gestartet, und es war nicht ihre Vorstellung, ihre 
Söhne und Töchter in großen Komplexeinrichtungen unterzubringen. Vielmehr war 
es der Wunsch der Angehörigen, Wohnmöglichkeiten und auch Beschulungs- und 
Arbeitsmöglichkeiten für ihre behinderten Söhne und Töchter in möglichst kleinen, 
gemeindenahen, dezentralen Einrichtungen zu bekommen.

Die "Lebenshilfe" hat eigentlich aus diesem Charakter und aus der Sicht als Eltern-
vereinigung heraus ohnehin eher kleinteilige Einrichtungen bisher betrieben und 
betreibt sie so. Dennoch spielt das Gesamtgefüge mit den Komplexeinrichtungen 
mit ihrem komplexen Angebot für Menschen mit Behinderung eine wichtige Rolle. 
Wir sind da ganz nah an der Basis, und unsere Vorsitzende Frau Stamm ist mit 
dem Ohr ganz nah bei Eltern und Angehörigen, die sehr deutlich formulieren, wie 
sie sich die Zukunft und das Leben ihrer behinderten Angehörigen vorstellen. Das 
machen übrigens die Menschen mit Behinderung selbst auch. Ihre Vorstellung von 
Leben und Wohnen ist eine, die natürlich nicht auf Ausschluss und Separation, 
sondern auf Mitten-dabei-Sein und Inklusion ausgerichtet ist.

Mit diesen Vorbemerkungen wollte ich gern dieses Thema für unseren Verband 
einordnen. Dann gehe ich gerne auf den ersten Fragenkomplex ein.

Frau Vorsitzende Rauscher, Sie haben gerade schon selbst sozusagen eine kleine 
Definition geliefert – da gibt es ja keine Legaldefinition, sondern nur eine aus der 
Praxis heraus –, nämlich dass Komplexeinrichtungen anhand von Personenzahlen, 
Lage, Größe oder Angebotsspektrum gesehen werden können. Die Lebensberei-
che Wohnen, Arbeit, manchmal auch Bildung und sicherlich Freizeit werden dort in 
einem Gesamtversorgungskonzept für Menschen mit Behinderungen angeboten. 
Weitere Dienstleistungen kommen hinzu, medizinische, therapeutische und pflege-
rische Angebote, sodass es für Menschen mit Behinderung tatsächlich weder not-
wendig noch wirklich angeraten ist, diesen abgeschlossenen Kosmos einer Kom-
plexeinrichtung zu verlassen.

Das ist aus verschiedenen Gründen so gewachsen. Dahinter mag man organisato-
rische oder auch wirtschaftliche Gründe sehen. Aber wenn wir es im Lichte der UN-
Behindertenrechtskonvention anschauen, entspricht es nicht den Vorstellungen 
von "Mittendrin" und "Dabeisein". Auch unserem jetzigen Konzept von Teilhabe, 
Mit- und Selbstbestimmung entspricht es nicht. Deswegen sind diese größeren 
Komplexeinrichtungen in der Tendenz – ich will sie nicht bewerten – eher einrich-
tungsorientiert und institutionenzentriert betrieben und geführt, und die Personen-
orientierung ist noch nicht so ausgeprägt, wie es wünschenswert wäre. Sie muss 
sicherlich in den Vordergrund kommen.

Davon ausgehend ergibt sich ganz klar, dass Konversion mehr ist als nur die phy-
sische Auflösung von Komplexeinrichtungen, die häufig außerhalb von Gemeinden 
liegen und bei denen Lebens- und Arbeitsräume eben nicht wie bei anderen in 
einem Mehrmilieuprinzip zur Verfügung stehen. Deswegen verstehen wir als "Le-
benshilfe" Konversion eigentlich eher als umfassenden Prozess, der alle Wohn- 
und Lebenswünsche und Lebensbereiche umfasst und so die gesellschaftliche 
Teilhabe sicherstellen soll. Es geht nicht nur um die Auflösung großer Wohnver-
bünde, sondern um die Schaffung eines gemeinsamen, inklusiven Wohn- und Le-
bensraums, das heißt eines Raums für Menschen mit und ohne Behinderungen, 
der als ein gesamter Sozialraum barrierefrei zu gestalten ist.

Wenn wir uns auf den Weg der Konversion von Komplexeinrichtungen machen, 
nehmen wir verschiedenste Gruppen mit, und diese müssen auch mitgenommen 
werden. Selbstverständlich sind dies die Menschen mit Behinderung selbst; gemäß 
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dem Motto "Nichts ohne uns über uns" muss klar sein, dass die Marschrichtung 
sich an den Wünschen und Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen aus-
richtet. Wir müssen auch die Angehörigen mitnehmen, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die Leistungsträger, die Behörden, die Gemeinden und Städte; denn 
alle diese Akteure – ich habe sicherlich nicht abschließend alle genannt – können 
dazu beitragen, einen inklusiven Sozialraum zu gestalten.

Neben dem Mitnehmen dieser Akteure sind stabile finanzielle Strukturen wichtig. 
Das ist ein Muss, und zwar sowohl für die Menschen mit Behinderung, um deren 
Bedarfe tatsächlich zu treffen, als auch aus Gründen der Stabilität für die Betreiber 
oder Anbieter von Einrichtungen und Diensten und für die Leistungsträger.

Letztlich brauchen wir dann auch noch die Flexibilisierung des bestehenden Ord-
nungsrechtes, damit aus einer institutionenzentrierten eine personenzentrierte 
Sicht werden und ein personenbedarfsgerechtes individuelles Angebot geschaffen 
werden kann.

Warum ist uns das so wichtig? – Das Ziel ist, dass Menschen mit Behinderung ins-
gesamt verstärkt als Mitbürgerinnen und Mitbürger, als Akteure in der Gesellschaft 
angesehen werden, die eben nicht nur Menschen mit Behinderung sind, die hier 
oder dort wohnen oder in dieser oder jener Arbeitsstelle oder Werkstatt beschäftigt 
sind. Vielmehr handelt es sich um Bürgerinnen und Bürger, die ein Ehrenamt 
haben, die sich politisch aktiv beteiligen können, die Kundinnen und Kunden sind, 
die ganz normal in unserer Gesellschaft dazugehören.

Das ändert dann auch die Rolle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie verstehen 
sich weniger als Menschen, die in der Versorgung und Betreuung zuständig sind – 
das sind sie auch –, als vielmehr auch als Netzwerkerinnen und Netzwerker, Inklu-
sionsmanagerinnen und -manager im besten Sinne des Wortes.

Wenn wir Inklusion so verstehen, dass die Auflösung von Komplexeinrichtungen 
eine große Chance ist, im Sinne der UN-Konvention, aber noch mehr im Sinne der 
Menschen mit Behinderung inklusive Sozialräume zu gestalten, dann sind wir hier 
sicherlich auf einem sehr guten Weg.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank, Herr Dr. Auer. – Ich habe gera-
de erfahren, dass Herr Bannasch ein bisschen später dazukommt. Deswegen 
würde ich jetzt mit Herrn Borucker fortfahren. – Bitte schön.

SV Herbert Borucker (Deutscher Caritasverband, Landesverband Bayern e. V.): 
Frau Vorsitzende Rauscher, Herr stellvertretender Vorsitzender Huber, liebe Abge-
ordnete und liebe Gäste hier in dieser virtuellen Runde! Frau Rauscher hat es er-
wähnt, dass ich heute für die Freie Wohlfahrtspflege zu dem Thema "Konversion 
von Komplexeinrichtungen" sprechen darf. Dr. Auer hat schon einen ersten Abriss 
über die Ausgangslage und die historischen Bedingungen von Komplexeinrichtun-
gen geliefert. Ich möchte ebenfalls darauf hinweisen, dass wir die Komplexeinrich-
tungen in Bayern natürlich auch in ihren historischen Bezügen zu betrachten 
haben. Es wurde ebenfalls bereits erwähnt, dass wir uns spätestens seit der UN-
Behindertenrechtskonvention, aber eigentlich schon viel, viel früher Gedanken dar-
über machen mussten und müssen, wie unsere Angebote im Bereich der Behin-
dertenhilfe, insbesondere im Bereich des Wohnens, zukünftig aufgestellt sein 
sollen, und dass wir kritisch zu reflektieren haben, welche Angebote aktuell gege-
ben sind und welche zukünftig daraus entstehen können.

Danke noch einmal, dass wir unsererseits hier Stellung beziehen können. Kurz 
etwas zur Chronologie dieses Sonderinvestitionsprogrammes: Das Ganze nahm 
schon vor elf, zwölf Jahren am "Runden Tisch Behindertenhilfe" im Sozialministeri-
um seinen Anfang. Damals zeichnete noch Dr. Baumann verantwortlich, als wir 
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uns gemeinsam mit dem Bezirketag, den Kassen und den Trägerverbänden, auch 
mit der Selbsthilfe und der Behindertenbeauftragten auf den Weg gemacht haben, 
um Eckpunkte für eine solche Konversion festzulegen. Aus diesen Eckpunkten 
sind in der Folge nächste Schritte entstanden, so zum Beispiel eine Handreichung 
für die Umsetzung, aber letztendlich auch – das ist, denke ich, natürlich auch der 
UN-Behindertenrechtskonvention geschuldet – dieses Sonderinvestitionspro-
gramm. Die Bayerische Staatsregierung hat es am 8. August 2018 ausgelobt.

Ich möchte auf die von Ihnen gestellten Fragen stichpunktartig und ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit eingehen. Wir haben Ihnen unsere Überlegungen ja auch 
schriftlich zugesandt.

Zur Definition von Komplexeinrichtungen hat Dr. Auer Ihnen bereits einen kurzen 
Hinweis geliefert. Zusammengefasst gesagt, handelt es sich um mehrgliedrige Ein-
richtungen mit vielfältigen Angeboten, die nicht ausschließlich, aber häufig an 
einem Standort angeboten werden. Die Konversion von Komplexeinrichtungen 
meint in unseren Augen die Neuausrichtung der Einrichtungen hin zu inklusiv und 
sozialräumlich orientierten Lebensräumen. Das ist für uns ein sehr wichtiger As-
pekt. Die eigentliche Zielsetzung dahinter ist, dass wir uns im Prinzip darüber Ge-
danken machen, wie wir diese bestehenden Einrichtungen so umgestalten können, 
dass sie dem Anspruch auf einen inklusiven und lebendigen Sozialraum gerecht 
werden.

Im Hinblick auf die Erfordernisse haben wir bereits in der Vergangenheit immer 
wieder betont, dass zu einem solch grundsätzlichen Wandel und einer solch grund-
sätzlichen Umgestaltung ein Gesamtkonzept notwendig ist. Das ist ebenfalls ein 
ganz wichtiger Punkt. Die Konversion ruht nicht ausschließlich auf den Schultern 
der Leistungserbringer, auch nicht ausschließlich auf den Schultern des Freistaa-
tes oder der Leistungsträger, sondern sie ist eigentlich nur gemeinsam zu bewerk-
stelligen. Sie stellt einen so fundamentalen Wandel in der Angebotsstruktur dar, 
dass an dieser Stelle Einigkeit und Verbindlichkeit in der Frage der Ausrichtung 
und der Umwandlung gegeben sein müssen. Ein solches Gesamtkonzept ist daher 
unsererseits ein wichtiger Punkt.

Dann bin ich schon bei der Frage, wer denn alles beteiligt ist. Ich habe es erwähnt: 
Selbstverständlich sind es unsere Einrichtungen und Träger, aber nicht nur diese. 
Ich habe die Leistungsträger genannt, die im Prinzip den Weg auch kleinteiliger 
Angebote und deren Finanzierung mitgehen müssen. Aber es sind in allererster 
Linie auch die Städte und Gemeinden, in denen sich diese Komplexeinrichtungen 
befinden. Ohne eine entsprechende Ortsentwicklung oder Städteplanung, die 
Rücksicht auf die beabsichtigte Einbindung einer solchen Komplexeinrichtung in 
die gemeindliche, öffentliche Struktur nimmt, wird es keine gelingende Konversion 
geben.

An der Stelle vielleicht nochder Hinweis darauf, dass es nicht damit getan ist, 
Räumlichkeiten zu schaffen oder jetzt ausschließlich Maßnahmen der Dezentrali-
sierung zu fördern. Man hat die Möglichkeit, in einem Wohnheim mit 24 Bewohnern 
exklusiv oder inklusiv zu leben. Das hängt von vielen Faktoren ab und eben nicht 
ausschließlich davon, wo sich die Einrichtung befindet.

Zum Thema Finanzbedarf sei gesagt, dass wir für uns schon einmal die Zahlen un-
gefähr erhoben haben. Wir sind von 1,2 Milliarden Euro in den nächsten zwölf Jah-
ren ausgegangen. Sie wissen, und das ist an der Stelle noch einmal zu betonen, 
dass der Freistaat in seinem Beschluss vom 8. August 2018 400 Millionen Euro für 
die nächsten zwanzig Jahre dafür zur Verfügung gestellt hat. Das ist nicht ganz der 
von uns ermittelte Betrag. Aber wir wollen an dieser Stelle schon anerkennen, dass 
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der Freistaat hier zumindest ein deutliches Zeichen gesetzt hat, welchen Weg es 
einzuschlagen gilt. Das ist ein guter Anfang, der hinsichtlich der finanziellen Aus-
stattung und der Priorisierung einzelner Projekte sicherlich noch ausbaufähig ist.

Die Beteiligung der Menschen mit Behinderung ist ebenfalls schon angesprochen 
worden. Dies ist am besten mit dem Bild einer Operation am offenen Herzen zu 
vergleichen. Landläufig wird Konversion häufig auch als Umwandlung von Militär-
einrichtungen in den Kommunen beschrieben. Im Gegensatz dazu haben wir in un-
seren Komplexeinrichtungen Menschen, die dort über Jahre leben und die von sol-
chen Prozessen unmittelbar betroffen sind. Deswegen ist es für uns ein großes 
Anliegen, dass diese Menschen in ihren Wünschen Gehör finden und dass sie 
über allem stehen, was die Entscheidungen ihres zukünftigen Wohnens und Le-
bens betrifft. Das Wunsch- und Wahlrecht, auch bezüglich des Wohnortes, ist ja in 
der UN-Behindertenrechtskonvention festgeschrieben.

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, dass in unseren Einrichtungen neben 
den Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung auch Menschen mit so-
genannter psychischer Behinderung leben und wohnen. An der Stelle sei zumin-
dest erwähnt, dass es in der Frage der Umsetzung eines solchen Konversionspro-
jektes schon zu vermehrten Problemen führt, wenn bestimmte Personengruppen 
von der Förderung ausgeschlossen werden.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Ich danke Ihnen ganz herzlich. Danke auch 
für den deutlichen Hinweis auf die Problematik des Ausschlusses zur Förderung 
für Menschen mit psychischer oder seelischer Behinderung. Das war auch für mich 
ein wichtiger Aspekt. – Wir machen in der Liste mit Herrn Fack weiter. Bitte schön.

SV Werner Fack (Fachverband evang. Behindertenhilfe und Sozialpsychiatrie 
Bayern): Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin in 
meiner Stellungnahme bewusst von dem Fragenkatalog abgewichen. Das sollte 
nicht despektierlich sein. Aber ich habe mir überlegt, die Reihenfolge und die 
Schwerpunkte ein bisschen zu verändern. Das macht das Ganze auch für die Zu-
hörenden etwas interessanter. Meine Einlassung ist sehr persönlich geraten, weil 
ich jetzt über dreißig Jahre diese Diskussion zur Entwicklung der Komplexeinrich-
tungen in Bayern beim Diakonischen Werk Bayern mitverfolge. Ich erlebe diese 
Entwicklung als doch etwas frustrierend.

Als ich 1990 anfing, war Frau Stamm noch im Sozialministerium in Bayern. Ich er-
innere mich gut daran, dass mich eine meiner ersten Dienstreisen – ich war ganz 
aufgeregt – mit Landtagsabgeordneten und Mitarbeitern des Sozialministeriums 
nach Dänemark geführt hat. Das ist jetzt dreißig Jahre her. Wir haben uns damals 
angeschaut, wie die Skandinavier mit dem Thema umgegangen sind. Sie hatten 
früher auch einmal Komplexeinrichtungen, haben diese aber komplett aufgelöst 
und ein dezentralisiertes Wohn- und Betreuungsangebot geschaffen. – Das war 
damals sehr faszinierend. Wir fuhren mit viel Elan zurück. Passiert ist anschließend 
wenig. Seitdem diskutieren wir in unterschiedlicher Besetzung mit unterschiedli-
chen Abgeordneten, und ich komme mir manchmal wie ein Fossil aus dieser Zeit 
vor.

Ich muss an dieser Stelle etwas dazusagen: Der Kollege Borucker und ich, die wir 
heute in unterschiedlicher Funktion da sind, sind Vertreter der beiden kirchlichen 
Verbände, die ja im Wesentlichen die Trägerschaft für diese Komplexeinrichtungen 
haben. Wir haben beide mit unseren Trägern größtes Interesse daran, dass die 
Komplexeinrichtungen endlich aufgelöst werden zugunsten einer zeitgemäßen 
Form der Betreuung der Menschen, um die es geht. Wir und unsere Träger sind zu 
hoher Veränderung und auch zur Selbstkritik bereit.
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Die Komplexeinrichtungen haben eine sehr lange Tradition. Letztendlich sind sie 
im 19. Jahrhundert entstanden als – das muss man so deutlich aussprechen – Ein-
richtungen der Exklusion. Die Gesellschaft wollte damals Menschen mit Beein-
trächtigungen aussondern, wobei man auch nicht groß zwischen den Behinde-
rungsformen differenziert hat; sie sollten möglichst weit weg kommen von den 
Städten, in die Einrichtungen der "Krüppelfürsorge", wie es damals hieß. Das ist 
noch gar nicht so lange her. Ich erinnere mich gut, dass es auch Einrichtungen 
waren, die – jedenfalls bei uns in der Diakonie – stark abgegrenzt waren mit Mau-
ern drum herum, mit einer Pforte, einem bewachten Tor. Da gab es Häuser für 
Männer und Häuser für Frauen. Niemand kam einfach so hinein, und niemand kam 
heraus. Das hat sich Gott sei Dank etwas verändert. Aber die Grundproblematik 
der Exklusion ist weiterhin dadurch vorhanden, dass die Komplexeinrichtungen oft 
von mehr Menschen mit Behinderung bewohnt werden, als das danebenliegende 
Dorf überhaupt Einwohner hat.

Man kann es drehen und wenden, wie man will: Es ist dringend an der Zeit, jetzt 
endlich die fachpolitischen Erkenntnisse in die Tat umzusetzen. Nachdem sich 
alles so hingeschleppt hat – der Kollege Borucker ist kurz darauf eingegangen – 
und in zahlreichen Ausschüssen und Sitzungen immer wieder besprochen worden 
ist, haben wir, die beiden kirchlichen Verbände, vor rund zehn Jahren noch einmal 
eine Initiative gestartet und gesagt: Es muss ein Sondertopf geschaffen werden, 
ein Haushaltsmittel, damit es endlich einmal vorangeht; sonst passiert nichts.

Dann war es ein erster Hoffnungsschimmer, dass wir verbandsübergreifend und 
zusammen mit dem Sozialministerium, das damals in dieser Fragestellung noch 
sehr engagiert war, und mit den bayerischen Bezirken, die sich ebenfalls nicht ver-
schlossen, sondern das Anliegen unterstützt haben, dieses gemeinsame Konzept 
vorgelegt haben. Als es schon keiner mehr geglaubt hat, hat der Ministerrat die 
Millionensummen beschlossen. Das Problem ist aber eigentlich, dass es bis zum 
heutigen Tag viel zu wenig Haushaltsmittel sind.

Wir haben jetzt die große Sorge, dass der damalige Beschluss im Ministerrat, also 
die Zusage von mehreren hundert Millionen Euro, wieder leise in der Versenkung 
verschwindet. Wir haben die Sorge, dass das Thema der Auflösung der Komple-
xeinrichtungen noch die nächsten Jahrzehnte überdauert. Da werden dreißig Jahre 
nicht reichen, die ich jetzt überblicke, bis die Komplexeinrichtungen endlich dezent-
ralisiert werden, sondern man kann leicht von hundert Jahren reden, wenn man in 
dem Tempo weitermacht.

Zusammenfassend: Wir haben kein Erkenntnisproblem. Wir haben ein Handlungs-
problem, und wir haben vor allem ein Finanzproblem. Das ist allen bewusst und 
bekannt. Wir brauchen jetzt Sondermittel, auch aus dem sozialen Wohnungsbau, 
um die Dezentralisierung voranzutreiben. Deswegen bin ich sehr froh, dass auch 
Vertreter vom Wohnungsbauministerium dabei sind. Die Lösung kann ja nicht nur 
darin bestehen, dass man jetzt die Großheime in Kleinheime umwandelt. Genauso 
muss man flankierend endlich dafür sorgen, dass im sozialen Wohnungsbau weit 
mehr als jetzt barrierefreier Wohnraum geschaffen wird, dass mehr ambulante An-
gebote geschaffen werden und dass es Alternativen zum stationären Wohnen für 
Menschen mit Behinderung gibt, egal wie schwer sie von ihrer Behinderung betrof-
fen sind.

Eine allerletzte Bemerkung möchte ich anfügen: Schon mehrfach wurde angespro-
chen, dass es sich letztendlich um das Versagen der Einlösung von Menschen-
rechten für die Personengruppen handelt, die in den Komplexeinrichtungen man-
gels Alternativen in der Betreuungssituation betreut werden müssen. Wir haben in 
Bayern Menschenrechtsverletzungen, um das wirklich einmal so deutlich anzu-
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sprechen, aufgrund fehlender Wahlmöglichkeiten und aufgrund dessen, dass Men-
schen von der Teilhabe am Gemeinwesen und am gesellschaftlichen Leben ausge-
schlossen sind. Um das auch noch einmal ganz deutlich zu sagen: Wir sind in 
Bayern im Vergleich zu anderen Bundesländern in der Entwicklung weit hinterher. 
Andere sind da schon weiter. – Deswegen mein abschließender Appell: Lassen Sie 
uns endlich handeln und Geld zur Verfügung stellen, und los geht’s! Vielen Dank.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Herr Fack, vielen Dank, auch für Ihre klaren 
Worte, absolut nachzuvollziehen, vor allem, weil Sie schon seit so vielen Jahren in 
dem Bereich tätig sind. Ich kann mir vorstellen, dass das zum Teil auch mit viel 
Frust verbunden ist. Ich hoffe, dass wir jetzt durch diese Anhörung im Sozialaus-
schuss das Thema noch einmal weiter beflügeln können. Hoffen wir, dass wir ein 
Stück weiterkommen.

Dank an dieser Stelle auch allen für die Stellungnahmen, die im Vorfeld eingegan-
gen sind. Herr Fack, Sie sind nicht der Einzige, der sich nicht an die Struktur der 
Fragen gehalten hat. Das macht nichts. Die Fragen sollen ja nur eine Orientierung 
bieten, und manchmal ist das Abweichen von Strukturen vielleicht gut und hilfreich. 
– Die nächste Sachverständige ist Frau Dr. Gertrud Hanslmeier-Prockl. Bitte 
schön.

SVe Dr. Gertrud Hanslmeier-Prockl (Einrichtungsverbund Steinhöring): Sehr ver-
ehrte Frau Rauscher, sehr verehrte Damen und Herren! Die Verbände haben ja 
Stellungnahmen abgegeben. Wir sind als Einrichtungsverbund Steinhöring Teil der 
Caritas. Ich würde gern den Blick auf die Menschen mit Behinderung lenken, die 
aktuell in Einrichtungen leben, und an dieser Stelle ansetzen; denn ich denke, es 
ist eigentlich deren Leben, über das wir reden, deren Lebensqualität, um die es 
uns geht.

Das Ziel der Konversion ist auch die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion. Dort steht geschrieben, dass jeder wählen kann, wo und mit wem er leben 
will. Ich denke, damit ist nicht gemeint, dass jeder in einer Einheit von 24 Personen 
mitten im Stadtzentrum leben soll. Ich sage das bewusst so provokativ, weil aus 
meiner Sicht wichtig ist, dass wir im Rahmen der Konversion nicht eine Wohnform 
zum Ideal stilisieren, die in Wahrheit eher ein Kompromiss aus dem Ideal von Teil-
habe und dem aktuell wirtschaftlich Möglichen ist.

Ich selbst vertrete den Einrichtungsverbund Steinhöring. Dieser ist 1971 gegründet 
worden. Als ich vor 25 Jahren im Einrichtungsverbund begonnen habe, hatten wir 
am Standort Steinhöring eine Komplexeinrichtung mit über 100 Bewohnern. Heute 
haben wir sehr viele dezentrale Wohneinheiten. Wir haben vier Werkstätten. Wir 
haben eigentlich das komplette Spektrum von Frühförderstelle, Schule, heilpäda-
gogischer Tagesstätte bis hin zum Wohnen, Werkstätten und Förderstätte. Alle un-
sere Einrichtungen befinden sich in zwei Landkreisen. Dabei begleiten wir auch 
377 Menschen, die im Rahmen von verschiedenen Einrichtungen bei uns leben. Im 
Moment haben wir zwei größere Standorte, einen – Steinhöring – im Landkreis 
Ebersberg mit 80 Bewohnern und einen am Fendsbacher Hof. Das ist ein landwirt-
schaftliches Gut, etwa zwei bis drei Kilometer vom nächsten Dorf entfernt, eben-
falls mit 80 Bewohnern. Beide Einrichtungen gelten nicht als Komplexeinrichtun-
gen, weil sie unter der Grenze von 100 Personen liegen – eine spannende 
Definitionsgrenze, die ich an der Stelle kritisch hinterfragen würde.

Ich möchte ein Beispiel vom Fendsbacher Hof bringen. Wir haben dort zum Bei-
spiel mehrere Landwirte leben, die bei uns in der Bio-Landwirtschaft arbeiten. Sie 
kommen aus der Landwirtschaft, und ihr Lebensplan heißt: Ich lebe auf dem Land, 
ich arbeite in der Landwirtschaft. – Sie gehen in ihrem Lebensplan am Fendsba-
cher Hof auf. Für diese Menschen wäre ein Leben im Stadtzentrum Ebersberg 
nicht die Alternative; das wäre nicht ihr Lebensziel. Hier wäre vielleicht ein Bus 
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wichtig, der häufiger am Fendsbacher Hof hält. Mobilität ist eine zentrale Frage für 
solche Komplexeinrichtungen. Aus meiner Sicht würde die Beschreibung des 
Fendsbacher Hofs als Komplexeinrichtung passen, bis auf die unter 100 Bewoh-
ner.

Es ist nicht damit getan zu sagen, Komplexeinrichtungen in der jetzigen Form sind 
nicht mehr "State of the Art". Aus meiner Sicht brauchen wir eine sehr differenzier-
te Betrachtungsweise. Eine reine Schwarz-Weiß-Malerei hilft uns nicht weiter. So-
weit ich Komplexeinrichtungen kenne – und ich bin ja auch im Aufsichtsrat der Stif-
tung Attl –, haben sich diese in den letzten Jahren zu sehr differenzierten, fachlich 
hoch spezialisierten Einrichtungen entwickelt. Da gibt es nicht den Heimarzt, son-
dern da gibt es auch die freie Arztwahl. Auch an diesen Orten gibt es sehr differen-
zierte Angebote.

Was man nicht vergessen darf: Diese großen Einrichtungen, wie zum Beispiel die 
Stiftung Attl, begleiten auch Menschen, die im Rahmen der Enthospitalisierung von 
Psychiatrie aus den Psychiatrien ausgezogen und in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe eingezogen sind. Das sind Personen, die einen sehr hohen und spezifi-
schen Bedarf haben und die ganz spezifische Möglichkeiten brauchen, um sich zu 
bewegen und zu entfalten. Das sind alles Bedingungen, die man im Stadtzentrum 
nicht vorhalten kann. Insofern finde ich es wichtig, noch einmal zu sehen, über wel-
che Personen wir reden, welches Setting es in der Begleitung braucht und wie wir 
Teilhabe für diese Menschen möglichst gut ermöglichen können.

Da wir jetzt hier am Standort Steinhöring seit vielen Jahren die Dezentralisierung 
betreiben, möchte ich ein bisschen auf den "Beipackzettel" eingehen. Die Dezen-
tralisierung ist im Moment noch nicht immer optimal. Wir haben im letzten Jahr ein 
Wohnhaus mit 24 Plätzen mitten im Stadtzentrum Ebersberg eröffnet. Frau Rau-
scher und Herr Huber kennen es. Das ist eigentlich das Ideal von Teilhabe an der 
Stelle, und es ist auch für viele Bewohner eine unglaubliche Weiterentwicklung. Sie 
können sich selbstständig im Stadtzentrum bewegen. Sie gehen einkaufen und ge-
nießen Kultur und alle andere Möglichkeiten.

Aber wir haben hier auch Menschen mit schwersten und Mehrfachbehinderungen, 
die zu acht Personen in einer WG zusammenleben. In dieser Achtergruppe gibt es 
drei Rollstuhlfahrer. Im Wesentlichen sind zwei Mitarbeiter gleichzeitig im Dienst. 
Hier ist Teilhabe allein durch die engen personellen Ressourcen schwer möglich. 
Das heißt, Häuser allein helfen uns nicht. Wir brauchen Ressourcen, um in dezent-
ralen Einheiten auch Menschen mit hohen Hilfsbedarfen begleiten zu können. 
Sonst entwickeln sich die Zentren, von denen aus man jetzt Konversion betreibt, 
zu sehr homogenen Einrichtungen.

Ich muss auch selbstkritisch feststellen, dass der Einrichtungsverbund Steinhöring 
am Standort Steinhöring sehr homogene Gruppen hat für Menschen mit schwer-
ster Behinderung und für Senioren, die in den Außenwohngruppen aktuell nicht 
mehr begleitet werden können. 40 % unserer Bewohner leben in ganz normalen 
Einfamilienhäusern zu fünf oder sechs Personen. Diese Häuser haben wir im 
Laufe der letzten zwanzig Jahre angemietet. Sie sind nicht barrierefrei. Dadurch 
bleiben die Menschen, die tatsächlich einen höheren Bedarf haben, in der Regel in 
den barrierefreien Häusern in den Zentren zurück. Beim Betreiben von Konversion 
müssen wir gut darauf achten, mit welchen Konzepten wir auch die Orte des Le-
bens in den Zentren so gut gestalten, dass hier viel Teilhabe möglich ist.

Aus unserer Perspektive gibt es eine Vielfalt an Bedarfen. Die Menschen mit Be-
hinderung sind nicht gleich. Sie haben viele verschiedene Vorstellungen und Inte-
ressen, wie sie leben wollen. Insofern braucht es auch eine Vielfalt an Refinanzie-
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rungsprogrammen. Der Konversionsprozess und die Mittel zur Konversion sind aus 
meiner Sicht absolut zu begrüßen. Aber die Mittel im Konversionsbereich reichen 
schon nicht, um die Einrichtungen und Dienste, die tatsächlich großes Interesse an 
der Dezentralisierung haben, an der Stelle zu unterstützen und all die Menschen, 
die einen Gewinn von einem Leben in Zentren hätten, auch wirklich umziehen zu 
lassen.

Gleichzeitig braucht es aber auch die Mittel aus dem Landesbehindertenplan; denn 
Einrichtungen wie der Einrichtungsverbund Steinhöring können im Moment nicht 
auf Konversionsmittel zurückgreifen. Die 40 % Menschen mit Behinderung, die in 
ganz normalen Einfamilienhäusern leben, werden im Moment alt, und sie brauchen 
barrierefreien Wohnraum, der aus unserer Sicht dezentral gestaltet werden soll. 
Wir möchten mehr solche Häuser wie in Ebersberg bauen und verwirklichen. Wenn 
es nach uns ginge, wären diese aber nicht 24 Plätze stark, sondern sie wären auch 
kleiner. Dennoch bräuchte es einen Nachtdienst.

Die Größenordnung "24" gibt es deshalb, weil die Aktion Mensch sie vor einigen 
Jahren als Fördergröße festgelegt hat. Die Bezirke sagen ganz klar, dass es bei 
24 Personen an einem Standort einen Nachtdienst gibt; bei einer geringeren An-
zahl kann kein Nachtdienst finanziert werden. Das bedeutet, dass Menschen mit 
einem hohen Bedarf nur gemeinsam mit 24 Personen inkludiert werden können. – 
Dazu eine Anmerkung: Die Aktion Mensch fördert jetzt schon Einheiten von 
16 Personen. Vielleicht müsste man hier bei der Entwicklung der Häuser noch ein-
mal deutlich stärker darauf schauen, dass jetzt nicht lauter gleichartige Häuser ge-
schaffen werden, die wiederum nur bestimmte Menschen zu einem Leben in einem 
Stadtzentrum befähigen.

Gleichzeitig braucht es eine weitere Säule: den sozialen Wohnungsbau. Das ist 
jetzt schon mehrfach angesprochen worden. Auch hier gibt es für mich eine nicht 
nachvollziehbare Beengung. Der soziale Wohnungsbau kann für ambulante Wohn-
projekte oder für kleine Außenwohngruppen in Anspruch genommen werden. Er 
kann jedoch nicht in Anspruch genommen werden, wenn man – stationär – einen 
Nachtdienst braucht. Das ist wiederum eine Eingrenzung für Menschen mit schwe-
rer Behinderung.

In diesem gesamten Prozess muss man die Diskriminierung der Menschen mit 
schwerster Behinderung noch einmal in den Blick nehmen. Sie können, wie ge-
sagt, nur in Häusern mit der Einheit von 24 Plätzen leben. Es gibt auch bei uns 
Menschen mit hohem körperlichen Hilfebedarf, die geistig-kognitiv sehr gut in der 
Lage wären, die Möglichkeiten einer dezentralen und kleineren Einheit zu genie-
ßen und für sich zu nutzen. Aufgrund ihrer Behinderung haben sie jetzt nicht die 
Möglichkeit, mit einer einzelnen Assistenz ihr Leben zu führen.

Menschen mit psychischer Erkrankung sind eine Gruppe, die seit den letzten Jah-
ren zunimmt. Wir haben selbst eine Werkstatt für über 60 Personen, die Menschen 
mit psychischer Erkrankung einen Arbeitsplatz gibt. Wir haben Wohneinrichtungen. 
Auch hier bestehen für das stationäre Wohnen keine Möglichkeiten, in moderne 
Wohnsituationen zu wechseln. Hier besteht dringender Handlungsbedarf, um Men-
schen mit chronisch-psychischen Erkrankungen zu unterstützen.

Zum Punkt Wahrnehmung und Partizipation – ich habe mich auch nicht wirklich an 
die fünf Themenkomplexe gehalten, aber hier hätte ich einen wichtigen Punkt. Was 
wir im Rahmen der Konversion nicht machen sollten, ist eine rein räumliche Inte-
gration. Soziale Inklusion ist deutlich mehr. Menschen müssen an den Orten, an 
denen sie zukünftig leben, auch ankommen. Dafür ist natürlich professionelle Un-
terstützung und Begleitung notwendig. Aber es braucht an der Stelle auch Offen-
heit und Prozesse in den Kommunen. Die einfachste Form der Teilhabe stellt der 
Konsum dar. Das Einkaufen im Supermarkt oder der Besuch im Restaurant funktio-
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niert sehr gut. Die größere Hürde ist schon, Nachbar und Vereinsmitglied zu sein. 
Aus meiner Sicht sind im Moment Veränderungsprozesse im Denken der Kommu-
nen dringend erforderlich. Die Menschen mit Behinderung sind Bürger der Kommu-
nen. Die Steinhöringer – also unsere Bewohner hier – sind eben in Ebersberg-
Stadt nicht die Steinhöringer, sondern sie müssen als in diesem Ort lebende 
Menschen erkannt werden.

Auch Partizipationsprozesse im politischen Bereich sind notwendig. Menschen mit 
Behinderung müssen auch Mitglieder in Gremien oder Ausschüssen sein, in denen 
vor Ort die Planung von kommunalen Entwicklungen laufen. Wir haben es hier nur 
in einer Situation geschafft, dass ein Bewohnerratsvorsitzender tatsächlich auch im 
Landkreis im Beirat Inklusion vertreten ist. Das muss noch deutlich stärker in den 
Vordergrund gerückt werden, sodass Partizipation und Teilhabe möglich sind. Dies 
bedeutet, nicht einfach nur räumlich vor Ort zu sein, sondern wirklich auch Teil der 
Gesellschaft vor Ort zu sein.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Herzlichen Dank für den Beitrag. – Herr Kie-
sel, bitte.

SV Holger Kiesel (Behindertenbeauftragter Bayern): Verehrte Frau Vorsitzende, 
verehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Vieles ist schon gesagt 
worden. Deswegen will ich versuchen, mich einigermaßen kurz zu fassen und nur 
ein paar Punkte herauszugreifen, die mir persönlich besonders wichtig sind.

Zu Anfang würde ich gern betonen: Beim Thema Konversion droht aus meiner 
Sicht immer ein kleines Missverständnis. Bei der Konversion geht es nach meinem 
Verständnis nicht darum, eine überkommene oder scheinbar überkommene Wohn-
form durch eine andere, modernere, bessere Wohnform zu ersetzen. Vielmehr 
geht es darum, den in diesen Einrichtungen lebenden Menschen mit Behinderung 
möglichst den ganzen Strauß an Wohn- und Lebensformen zu eröffnen. Das ist für 
mich das Wesen der Konversion.

Deswegen ist auch das Thema Finanzbedarf so unumgänglich und wichtig. Wir 
haben uns da nach einer schwierigen Phase zwischendurch wieder in eine positi-
vere, bessere Richtung entwickelt. Aber der bisher zur Verfügung gestellte Finanz-
bedarf wird für die Schritte, die noch folgen müssen, am Ende wahrscheinlich bei 
Weitem nicht reichen. Ich sage es ganz ehrlich: Meine größte Sorge beim Thema 
Konversion ist nach wie vor, dass wir irgendwann in diesem ersten Schritt der De-
zentralisierung der großen Einrichtungen stecken bleiben und nicht darüber hinaus 
kommen. Die Sorge ist, dass wir zum Eigentlichen, zur inklusiven Umgestaltung 
der Einrichtungen und des Sozialraums darum herum, gar nicht mehr gelangen. 
Das wäre fatal. Das ist eine Gefahr, die wir bei diesem Projekt immer im Blick be-
halten sollten. Es ist ein sehr ehrgeiziges Projekt; das darf man auch nie verges-
sen.

Die Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen sind schon mehrfach ange-
sprochen worden. Dabei handelt es sich um eine Gruppe, auf die wir gerade bei 
der Konversion noch einmal ein ganz besonderes Augenmerk richten müssen. Hier 
geht es meines Erachtens nicht nur um eine Klärung der Zuständigkeit – also wer 
ist eigentlich für die Menschen mit psychischer Behinderung zuständig? –, sondern 
es geht um mehr. Hier gibt es zum Teil andere Abrechnungsmodalitäten, hier wer-
den andere Sätze abgerechnet; auch gibt es mehr Selbstzahler unter den Men-
schen mit psychischer Behinderung. Also werden viele Schablonen, die wir beim 
Thema Konversion anwenden, für Menschen mit psychischer Behinderung nicht 
passen. Als Ausgangspunkt ist aber natürlich zu klären, wer sich für die Menschen 
mit psychischer Behinderung zuständig fühlt. Ich glaube, solange es im Bereich 
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des Gesundheitsministeriums keine entsprechenden Förderprogramme gibt, sind 
die Konversion und das Sonderinvestitionsprogramm schon der passende Ort.

Ich will kurz auf das Thema Kinder und Jugendliche zu sprechen kommen. Gerade 
weil sich dieser Prozess vermutlich sehr lange hinziehen wird, müssen wir zuse-
hen, dass wir auch die nächsten Generationen von Menschen mit Behinderung 
mitnehmen. Folgendes wird nicht passieren: Wir strukturieren jetzt um, stellen 
neue Angebote zur Verfügung, die nächste Generation wird diese Angebote selbst-
verständlich annehmen, und alles wird von selbst laufen. – Das glaube ich nicht. 
Ich glaube, wir müssen schon während des Prozesses in die Einrichtungen der 
Kinder und Jugendlichen gehen und noch mehr Zeit und Energie darauf verwen-
den, junge Menschen mit Behinderung nach ihren Wünschen zu befragen. Wir 
müssen frühzeitig herausfinden, in welcher Wohn- und Lebensform sie leben wol-
len, damit sich die Angebote entsprechend weiterentwickeln können und damit das 
Entwickelte letztlich auch zu den Bedürfnissen der nächsten Generation passt.

Das Stichwort Sozialraum ist schon mehrfach angesprochen worden. Das Thema 
hängt stark mit dem zusammen, was ich am Anfang gesagt habe. Die nächsten 
Schritte der Konversion werden nur dann funktionieren, wenn wir auch den Sozial-
raum um die Einrichtungen herum umgestalten. Dazu gehört ganz vieles. Dazu ge-
hört, die Einkaufsmöglichkeiten entsprechend zu gestalten. Dazu gehört, eine Ge-
sundheitsversorgung auch außerhalb der Einrichtungen zur Verfügung zu stellen. 
Therapieangebote werden sich möglicherweise einer gewissen Konkurrenz ausset-
zen müssen. Dazu gehört der öffentliche Nahverkehr und vieles, vieles mehr. Na-
türlich stellen sich im Laufe des Konversionsprozesses auch Fragen, wie die Ein-
richtungen möglicherweise mit den Gemeinden kooperieren. Da müssen ja auch 
Flächen umgewandelt werden. Es stellen sich viele weitere Fragen, von denen 
sehr viele noch ungeklärt sind.

Vielleicht noch kurz zum Thema Vergabekriterien. Herr Borucker, Sie haben das 
Eckpunktepapier angesprochen. Ja, dieses Eckpunktepapier gibt es. Aber ich habe 
den Eindruck, so etwas wie eine fixe, finale Förderrichtlinie für die Konversion gibt 
es nicht wirklich. Ich glaube, es gibt doch viele Beteiligte, zu denen auch ich gehö-
re, die sich mehr Transparenz und mehr Konkretes hinsichtlich der Förderkriterien 
wünschen würden, also eine noch genauere und bessere Festlegung, wer wann 
für was gefördert wird. Ich weiß, dass dies schwierig ist. Wir haben jetzt in der Dis-
kussion gesehen, dass wir uns schon bei der Definition des Begriffes Komplexein-
richtungen schwertun. Dies ist nicht einfach, wäre aber wichtig, nicht obwohl, son-
dern gerade weil das Geld knapp und der Bedarf groß ist.

Herr Borucker, ich möchte noch gern auf eine andere Bemerkung von Ihnen einge-
hen. Sie haben gesagt, man könne in einer Einrichtung mit 24 Wohnplätzen genau-
so inklusiv oder exklusiv leben wie anderswo. Das stimmt. Aber es stimmt aus mei-
ner Sicht eben nur dann, wenn man den barrierefreien und inklusiven Sozialraum 
um sich herum hat. Gerade wenn man die in vielen Einrichtungen prekäre Perso-
nalsituation bedenkt, ist es, wenn der Sozialraum nicht vorhanden ist, mit der Ent-
scheidungsmöglichkeit zwischen inklusiv und exklusiv manchmal nicht mehr ganz 
so weit her.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Herr Kiesel, vielen Dank für Ihren Beitrag. – 
Herr Bannasch, wir hören Sie jetzt. Ich erteile Ihnen das Wort.

SV Thomas Bannasch (LAG Selbsthilfe Bayern e.V.): Ich hoffe, die Leitung bleibt 
stabil und Sie können mich jetzt alle hören. Ich hatte leider nicht die Gelegenheit, 
meinen Vorrednern zuzuhören, und kann nicht einordnen, inwieweit sich wieder-
holt, was ich sage. Aber ich probiere es jetzt einfach einmal.
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Grundsätzlich ist die Diskussion zum Thema "Konversion von Komplexeinrichtun-
gen" schon ziemlich alt. Wir führen sie eigentlich schon seit einigen Jahrzehnten. 
Gerade bei uns Menschen mit Behinderungen ist in der Zwischenzeit durchaus der 
Eindruck entstanden, dass hier viel geredet und wenig getan wird. Wir haben auch 
in diesem Bereich – und das erleben wir leider immer wieder – ganz viele Modell-
projekte und Leuchttürme; aber wir erleben nicht, dass diese mehr "in die Fläche" 
gehen und wir diese in den Regelbetrieb übernehmen können.

Gerade in Bayern wurde in der Vergangenheit stark auf den Bereich der besonde-
ren Wohnformen gesetzt, und es wurden sehr hohe Investitionen getätigt. Umso 
schwerer tut man sich jetzt natürlich damit, diesen "Tanker" umzusteuern. Wenn 
Sie sich den aktuellen Kennzahlenvergleich der BAGüS, der Bundesarbeitsge-
meinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe, an-
schauen, dann sehen Sie, dass Bayern in Bezug auf die Ambulantisierungsquote 
doch ein ganzes Stück hinter dem bundesweiten Durchschnitt ist. Einige Bezirke 
sind sogar extrem weit hinter dem Bundesdurchschnitt. Das kann uns natürlich 
nicht gefallen. Im Grunde sehen wir auch, dass der lange Reformstau in dem Be-
reich uns gerade jetzt in der Corona-Pandemie besonders auf die Füße fällt.

Die Nachfrage nach klassischen stationären Einrichtungen geht aus unserer Sicht 
immer weiter zurück. Der Trend geht eindeutig zum ambulanten Wohnen. Die Be-
troffenen haben seit vielen Jahren und eigentlich schon seit Jahrzehnten immer 
den Wunsch nach selbstbestimmten und gemeindeintegrierten Wohnformen formu-
liert.

Die Sozialisation von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen findet sehr oft 
in Komplexeinrichtungen statt, und es gibt kaum Möglichkeiten, sich als Teil einer 
Gesellschaft mit Rechten, aber eben auch mit Pflichten zu erleben. Das bedeutet 
auch, dass man durch den geschützten Rahmen, durch diesen "goldenen Käfig" im 
Grunde keine Gelegenheit hat, Problemlösungsstrategien für das Leben in einer 
vor allem nicht behinderten Gesellschaft zu lernen. Umso schwerer tut man sich 
später im Erwachsenenalter, wenn man hier einen anderen Weg einschlagen will. 
Das ist ein Teufelskreis, der auch andersherum funktioniert. Behinderte Kinder 
haben ein Problem, sich von ihren Eltern abzunabeln, weil notwendige Assistenz-
leistungen außerhalb des Elternhauses fehlen und alternativ möglicherweise nur 
eine Komplexeinrichtung zur Verfügung steht, je nach Wohnort. Andersherum: 
Wenn die Eltern irgendwann alt werden, ist der Bruch, den man dann hat, umso 
härter.

Es fehlen Angebote und Strukturen, die Menschen mit unterschiedlichsten Behin-
derungen, auch mit psychischen Behinderungen, dabei unterstützen, ein weitest-
gehend selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben zu führen. Zum Bei-
spiel gibt es kaum Strukturen für Assistenzleistungen in unterschiedlichen 
Ausprägungen. Hier stellt sich die Frage nach der zeitgemäßen Weiterentwicklung 
der Eingliederungshilfe auf Grundlage der UN-Behindertenrechtskonvention, die 
wir schon seit einigen Jahren im Zusammenhang mit einer landesrechtlichen Um-
setzung des Bundesteilhabegesetzes fordern. Vor diesem Hintergrund ist es für 
uns befremdlich, dass bei den aktuellen Verhandlungen zu einem neuen Rahmen-
vertrag zu den Eingliederungshilfeleistungen bis jetzt vor allem über den Erhalt der 
aktuellen Strukturen diskutiert wird und eine Neuausrichtung – so wie es im Mo-
ment ausschaut – in immer weitere Ferne rückt.

Sie wissen, dass wir hier in einer Art Schwebezustand sind. Wir haben eine Über-
gangsvereinbarung in dem Bereich, die bis Ende 2022 gültig ist. Die Zeit wird 
knapp. Wir haben mit der Diskussion im Grunde genommen noch gar nicht ange-
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fangen. Konversion kann nur funktionieren, wenn hier auch entsprechende alterna-
tive Angebote gerade im ambulanten Bereich zur Verfügung stehen.

Für uns ist durchaus der Eindruck entstanden, dass gerade auch die Finanzie-
rungsstrukturen in der Eingliederungshilfe das Thema Inklusion bremsen. Wissen-
schaftliche Studien beweisen mittlerweile, dass Komplexeinrichtungen, auch wenn 
sie mitten in der Stadt sind – es muss gar nicht unbedingt auf dem Land draußen 
sein –, von der Außenwelt als "Blackbox" wahrgenommen werden und dass auch 
von innen keine großen Bemühungen erkennbar sind, sich dem Umfeld zu öffnen. 
Das soll jetzt aber kein negatives Urteil in Bezug auf das Personal solcher Einrich-
tungen sein; vielmehr stehen für die Öffnung im Grunde keine Ressourcen zur Ver-
fügung. So etwas ist nicht Teil der Verhandlungen.

Um den Prozess der Konversion wirklich voranzutreiben, muss man die Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention tatsächlich ernst nehmen. Das bedeutet 
auch, dass man sich manchmal von alten Vorstellungen und Denkmustern trennen 
muss. Die Flexibilisierung der Leistung in räumlicher, zeitlicher und personeller Hin-
sicht ist aus unserer Sicht unbedingt erforderlich. Behinderung ist ein Querschnitts-
thema; die unterschiedlichsten Lebensbereiche sind davon betroffen. Konversion 
und damit auch die Schaffung von gemeindeintegriertem Wohnraum kann nicht 
isoliert im Sozialressort diskutiert werden. Nicht zuletzt spielt hier das Thema Pfle-
ge aus unserer Sicht eine erhebliche Rolle. Mir persönlich fehlt schon lange eine 
aktive Diskussion mit dem Pflegeministerium zu diesem Thema.

Immer wieder wird deutlich – ich glaube, das ist auch schon vorher angesprochen 
worden –, dass wir im gesamten örtlichen Bereich das Thema Inklusion mitdenken 
müssen. Das bedeutet, dass bei Sozial- oder Infrastrukturplanungen das Thema 
"Inklusiver Sozialraum" immer mitgedacht werden muss. Sonst kann so etwas wie 
Konversion nicht funktionieren. Ich wage allerdings zu bezweifeln, dass der aktuel-
le Appell zur Zusammenarbeit zwischen den Bezirken und der örtlichen Ebene vor 
dem Hintergrund der landesrechtlichen Umsetzungen des Bundesteilhabegesetzes 
erfolgversprechend ist.

Egal, wie schwerwiegend eine Behinderung ist: Inklusionsbemühungen müssen 
sich auf alle Menschen mit Behinderungen beziehen. Wir können nicht nur be-
stimmte Behinderungsgruppen im Blick haben. Für uns ist es eine ganz wichtige 
Forderung, dass wir bei allen Überlegungen zum Thema "Konversion von Komple-
xeinrichtungen" immer die Zielsetzung "Nichts über uns ohne uns" im Blick behal-
ten, das heißt, dass die Bewohnerinnen und Bewohner, deren Angehörige und 
auch die Heimbeiräte bei allen Umgestaltungsprozessen einbezogen werden.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank, Herr Bannasch. – Frau Streich, 
Sie haben das Wort.

SVe Michaela Streich (Franziskuswerk Schönbrunn): Sehr geehrte Damen und 
Herren, ich möchte an das, was Frau Gertrud Hanslmeier-Prockl gesagt hat, an-
schließen und inhaltlich voll und ganz unterstützen. Wir sind eine Einrichtung des 
Spitzenverbandes der Caritas. Wir haben uns dahingehend abgesprochen, unter-
schiedliche Schwerpunkte zu setzen. Für das Franziskuswerk in Schönbrunn 
möchte ich deshalb den besonderen Schwerpunkt setzen und erläutern, was es 
bedeutet, wenn sich eine Komplexeinrichtung wandeln will.

Das Franziskuswerk in Schönbrunn ist eine klassische Komplexeinrichtung. Wir 
passen voll und ganz In diese Schublade. Wir haben 770 gemeinschaftliche Wohn-
plätze, davon befinden sich 170 Wohnplätze in der Region Dachau. Das neueste 
Wohnprojekt, das wir beziehen werden, befindet sich in München-Riem. Dort ko-
operieren wir mit zwei gemeinnützigen Genossenschaften. In München-Riem 
haben wir 20 Wohnplätze für Menschen mit geistiger Behinderung geschaffen.
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Am Standort in Schönbrunn haben wir 340 Werkstattplätze; davon sind 60 Arbeits-
plätze in der Region ausgelagert. Es gibt 180 Förderstättenplätze und 2 Förder-
schulen. Im Landkreis Dachau gibt es Integrationskindergärten. Wir haben Berufs-
fachschulen, bilden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fort und in der 
Eingliederungshilfe aus. Wir haben eine eigene Küche, eine eigene Wäscherei, 
Handwerksbetriebe, eine Landwirtschaft und zum Beispiel auch eine Praxis für 
Physiotherapie.

Zu unserer Infrastruktur und Einbindung: Wir sind der drittgrößte Ortsteil der Ge-
meinde Röhrmoos und vom Hauptort drei Kilometer mit der S-Bahn entfernt. Wir 
haben eine 160-jährige Geschichte; 120 Jahre lang waren wir als "Anstalt Schön-
brunn" ein autarker Klosterbetrieb.

Bis zur Gebietsreform in den 70er-Jahren war Schönbrunn sogar eine eigenständi-
ge Kommune mit einem eigenständigen Bürgermeister, der gleichzeitig der Verwal-
tungsleiter der damaligen Anstalt war. Wir haben 65 Wohn- und Betriebsgebäude 
auf einem drei Hektar großen Grund. Seit jeher leben im Ort Schönbrunn auch 
Menschen ohne Behinderung. Derzeit sind es 45 Menschen ohne Behinderung; 
die Ordensgemeinschaft, die hier am Standort lebt, kommt noch hinzu.

Wir haben in Schönbrunn eine komplett eigene technische Infrastruktur: von der 
Strom-, Wärme- und Wasserversorgung über Müllentsorgung, einen Wertstoffhof 
bis hin zur Biogasanlage. Mit Ausnahme einer einzigen öffentlichen Straße, die di-
rekt durch das Dorf Schönbrunn führt, kommt das Franziskuswerk für alle Neuin-
vestitionen und für den Unterhalt der technischen Infrastruktur selbst auf.

Seit dem Jahr 2013 haben wir circa 20 Millionen Euro in die Energieversorgung in-
vestiert; dieses Geld fehlt uns dann an anderer Stelle. Diese Effekte haben wir in 
unseren Wohnangeboten nicht. Das spricht für Dezentralisierung. Hier können wir 
vollumfänglich auf die kommunale Infrastruktur zurückgreifen. Übrigens tun wir dies 
nicht, weil wir das wollen oder, weil wir denken, dass dies toll ist. Wir müssen das 
tun, weil die Kommune selbst alle Verantwortung von sich weist. In diesem Fall 
sind wir hier Kommune und gleichzeitig ein Unternehmen der Eingliederungshilfe.

Was verstehen wir in Schönbrunn unter Konversion? – Wir haben die Vision 2030 
entwickelt. Unsere Vision ist, dass Menschen mit und ohne Behinderung in einem 
inklusiven und barrierefreien Wohnraum – sowohl in der Region als auch in Schön-
brunn – zusammenleben. Konversion beinhaltet beide Richtungen. Seit 
Herbst 2015 haben wir ein Langzeitprojekt der Ortsentwicklung. Das unterstützen 
wir voll und ganz, aber Konversion ist – wie bereits so oft erwähnt – mehr als 
Wohnraumentwicklung.

Konversion hat eine sozialräumliche Dimension, die sich auch, aber nicht nur in 
Ortsgebäuden und Wohnstruktur niederschlagen muss. Konversion bedeutet ein 
grundsätzliches kritisches Hinterfragen zentraler Versorgungsstrukturen – auch für 
uns –, ist aber auch mit der Frage verbunden, wem diese vorhandenen Strukturen 
darüber hinaus nützen könnten. Wie können diese Strukturen, die es seit 160 Jah-
ren gibt, auch weiterentwickelt werden, sodass sie auch für andere Menschen at-
traktiv sind und zum Standortvorteil im ländlichen Raum werden? Es gibt eine Nah-
versorgung, es gibt Ärzte, eine Physiopraxis, ein Bürgerhaus und eine Wirtschaft. 
Warum soll all das schwerpunktmäßig von Menschen mit Behinderung genutzt 
werden? Diese Strukturen und Angebote wie die Physiopraxis und das Bürgerhaus 
stehen schon jetzt allen Menschen offen. Aber es könnte noch viel mehr werden.

Unsere Vision: Wir wollen das Dorf Schönbrunn langfristig in ein ganz normales 
Dorf umwandeln, in dem Menschen mit und ohne Behinderung gemeinsam leben. 
Frau Hanslmeier-Prockl hat bereits darauf hingewiesen, dass nicht alle Menschen 
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in der Region wohnen wollen. Wir haben ein eigenes Projekt "Wohnen wie ich es 
mag", bei dem wir sehr intensiv mit Menschen mit Behinderung in Kontakt treten. 
Sie treten auch mit uns in Kontakt; wir fragen danach, wie sie leben möchten und 
was ihre Vorstellungen von ihrer Zukunft sind. Die Vorstellung vom eigenen Woh-
nen entspricht nicht ausschließlich einer dezentralen 24er-Wohneinheit. Hamburg 
Alsterdorf ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wie sich eine Komplexeinrichtung 
verändern kann. Dort sind wir schon häufig gewesen. Wir sehen dieses Dorf durch-
aus als Leitbild dafür, wie sich eine Komplexeinrichtung verändern kann.

Zum Finanzierungsbedarf und den Rahmenbedingungen, unter denen wir gerade 
arbeiten und uns verändern wollen: Hier unterstütze ich grundsätzlich, was Herr 
Bannasch gesagt hat. Mit Blick auf die Finanzierungslogik schaden wir uns wirt-
schaftlich, wenn wir regionalisieren. Wir sind ein Unternehmen und unterstützen 
das Wohnteilhabegesetz (WTG) voll und ganz dahingehend, dass die Leistung per-
sonenzentriert und individualisiert refinanziert und erbracht werden sollen.

Man muss aber auch dazusagen, dass dies auch wirtschaftlich sein muss. Leider 
ist es nach wie vor so, dass Komplexeinrichtungen häufig wirtschaftlicher sind. Un-
ternehmerisch müssten wir aufgrund unseres bestehenden Immobilienbestandes 
auf dem eigenen Grund alle Leistungen dezentralisieren. Jede Dienstleistung, die 
wir auslagern, und jede neu gegründete Wohngruppe in der Region ist für uns ein 
wirtschaftlicher Verlust, um es einmal ganz deutlich zu sagen. Die Finanzierungslo-
gik zementiert den Standort, den wir hier haben. Sie lässt für eine Weiterentwick-
lung kaum Spielräume. Unser Dilemma ist, dass wir uns mit Überzeugung dafür 
einsetzen, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen. Wir persönlich wür-
den gerne viel stärker auf Regionalisierung und Dezentralisierung setzen.

Eine 24er-Wohneinheit ist ein fauler Kompromiss. Das sehen wir genauso wie Frau 
Hanslmeier-Prockl. Momentan ist das nur eine wirtschaftlich funktionierende Be-
triebsgröße. Man muss auch die Größe des Baukörpers bedenken. Wir waren 
schon bei allen 17 Bürgermeistern im Landkreis und haben sie gefragt, ob und wo 
es noch Grundstücke gibt und was uns angeboten werden kann. Wir erhielten die 
Antwort, unsere 24-er Wohneinheit sei größer als das größte Gebäude der Region, 
das Feuerwehrhaus. Die Bürgermeister können sich ein so großes Gebäude in 
ihren Kommunen oft einfach nicht vorstellen.

Wir haben unseren Konversionsprozess kalkuliert. Wir haben kalkuliert, was uns 
dieser bis zum Jahr 2050 kosten würde. Im Moment leben noch knapp 700 Men-
schen am Standort in Schönbrunn. Wir haben den Finanzierungsbedarf für den 
Fall kalkuliert, dass wir – und das wären nur 200 Menschen – in die Region ziehen 
würden. Wir haben einen Investitionsbedarf von 300 Millionen Euro für Infrastruktu-
ranpassungen am Standort und im Wohnraum. Dabei ist eingerechnet, dass hier 
Menschen mit und ohne Behinderung leben sollen.

In diesen Diskussionen schießt mir immer wieder ein Zitat von Heinrich Zille in den 
Kopf. Er hat einmal gesagt, man könne auch einen Menschen mit einer Wohnung 
wie mit einer Axt erschlagen. Zille hat dies um 1900 angesichts des Mietkaserne-
nelends in Berlin gesagt. Wenn die Mittel des Konversionsprozesses ausschließ-
lich in dezentrale Wohnprojekte fließen, dann stellt sich die Frage, was am Stand-
ort passiert. Wenn wir so viel Geld benötigen würden und einen so hohen 
Investitionsbedarf hätten, müssten wir – wir haben die Förderung, die wir gegebe-
nenfalls bekommen könnten, miteinkalkuliert – noch 60 Millionen Euro an Eigen-
mitteln aufbringen. Wir als Träger müssten bis zum Jahr 2050 4 Millionen Euro pro 
Jahr an Eigenmitteln aufbringen, um den Konversionsprozess zu unterstützen. Sie 
können sich vorstellen, dass es ziemlich unrealistisch ist, dass ein Träger der Ein-
gliederungshilfe ein Vorhaben mit diesem Volumen leisten kann.
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Zum Sonderinvestitionsprogramm: Ich möchte vorausschicken, dass wir für jeden 
Euro, den wir bekommen, dankbar sind. Wir waren sehr frustriert, als wir gehört 
haben, dass die Mittel dieses Investitionsprogramms ausschließlich in Dezentrali-
sierung gesteckt werden sollen. Diese Konzentration auf Dezentralisierung ist ein-
dimensional. Sie blendet unserer Meinung nach die Existenz und Chancen vorhan-
dener Ressourcen in einem bereits vorhandenen Sozialraum völlig aus.

Konversion ist mehr als Wohnraumentwicklung. Zur Konversion gehört auch eine 
Wohnraumentwicklung an den Standorten der Komplexeinrichtungen. Wir haben 
Häuser, die dringend saniert werden müssen. Wir können uns auch kleine Wohn-
einheiten am Standort vorstellen. Bei uns gibt es viele Menschen, die am Standort 
wohnen bleiben möchten. Darüber hinaus haben wir auch explizite Nachfragen von 
Menschen, die an diesem Standort wohnen wollen. Allerdings haben wir auch die 
Befürchtung – ähnlich wie dies bereits Herr Fack gesagt hat –, dass sich unser 
Standort aufgrund der Finanzierungslogik zu einem Standort von schwer mehrfach 
behinderten Menschen mit Verhaltensauffälligkeiten entwickeln könnte. Es kann 
nicht unser aller Ziel sein, gerade diesen Personenkreis zu exkludieren.

Nicht alle Menschen haben gleiche Teilhabechancen. In der Region zu wohnen, 
bedeutet nicht teilzuhaben. Es gibt auch Menschen, deren Behinderung so ausge-
staltet ist, dass ihre individuellen Lebensäußerungen ähnlich wie bei Menschen 
ohne Behinderung verwirklicht werden können. Ich nenne ein Beispiel aus der Pra-
xis: Eine Bewohnerin hat bei uns angefragt, ob sie aus einem Wohnprojekt in Markt 
Indersdorf wieder zurück an den Standort in Schönbrunn ziehen darf, weil sie hier 
jederzeit alleine aus der Wohnung gehen kann. Hier kann sie sich jederzeit frei auf 
dem Gelände bewegen, was ihr in Markt Indersdorf nicht möglich ist, weil sie nicht 
so verkehrssicher ist. Dort bräuchte sie permanent eine Begleitung durch eine As-
sistentin oder einen Assistenten, was natürlich nicht funktioniert.

Daher betone ich noch einmal, dass wir nicht nur eindimensional in der Region 
denken dürfen, sondern auch an die Standorte, die bereits seit mehreren Jahren – 
zum Teil seit 160 Jahren – vorhanden und gewollt sind, denken müssen und auch 
daran, dass auch sie Geld für wirkliche Konversion brauchen. Dazu brauchen wir – 
wie auch schon oft gesagt wurde – eine kommunale Infrastruktur. Wir brauchen die 
Zusammenarbeit aller Bereiche, nicht nur den Baubereich.

Wegen unseren Bemühungen in den letzten Jahren fragen wir uns auch, ob es 
überhaupt den politischen Willen gibt, bestehende Komplexstandorte in den vor-
handenen ländlichen Raum zu integrieren. Mein Kollege Markus Holl und ich sind 
seit neuneinhalb Jahren im Franziskuswerk tätig und treiben dort den Prozess 
voran. Wir können ähnliche Bemühungen weder auf Landes- noch auf Kommunal-
ebene in irgendeiner Form erkennen. Wir fragen uns, ob es nicht doch um eine 
strukturelle, auf Wohnangebote angelegte Transformation innerhalb der Branche 
geht.

Ich möchte noch einmal wiederholen: Konversion muss in gleichem Maße räumlich 
– also Region und Standort betreffend – mit Sozialraumgestaltung und Personen-
zentrierung und nicht in einem Schwarz-Weiß-Schema, innen oder außen, zentral 
oder dezentral gedacht werden. Auch an einem zentralen Standort sind echte So-
zialraumorientierung, Inklusion und Teilhabe möglich. Abschließend formuliere ich 
deshalb noch einmal unser Ziel: Wir wollen das Dorf Schönbrunn zu einem ganz 
gewöhnlichen, aber attraktiven Ort und nicht zu einer leergewohnten Sozialbrache 
weiterentwickeln. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Herzlichen Dank, Frau Streich. – Wir kom-
men zum letzten Beitrag aus der Runde der Sachverständigen. Herr Wirth vom 
Bayerischen Bezirketag, Sie haben das Wort.

SV Peter Wirth (Bayerischer Bezirketag): Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende, sehr geehrter Herr Stellvertretender Vorsitzender, sehr geehrte Ausschuss-
mitglieder, sehr geehrte Damen und Herren! Dem bisher gesagten stimme ich in 
allen Punkten zu. Als letzter Redner ist es etwas schwierig, Weiteres auszuführen. 
Auf ein paar Dinge möchte ich aber dennoch eingehen. Die Setzung im Entwurf 
der Richtlinie, wonach Komplexeinrichtungen über mindestens 100 Wohnplätze 
verfügen müssten, ist bereits angesprochen worden. Für die Umsetzung dieses 
Vorhabens der Konversion sind bestimmte Rahmenbedingungen notwendig, um 
auch konkrete Planungen aufstellen zu können. In einem ersten Schritt muss klar 
definiert werden, wann es sich um eine Komplexeinrichtung handelt. Ohne klare 
Abgrenzung wird der Start sonst sehr schwierig.

Die Setzung der Zahl von 100 Plätzen ist gut, um die Sache erst einmal in Gang zu 
bringen. Dadurch werden die Einrichtungen definiert, die man zunächst einmal in 
den Fokus nehmen sollte. Es wurde bereits gesagt, dass sich Konversion nicht in 
der Dezentralisierung von Wohnangeboten erschöpfen kann. Dem stimme ich zu. 
Das zu betonen ist an dieser Stelle ganz wichtig. Dem Ganzen muss ein Gesamt-
konzept zugrunde liegen; es muss klar sein, wie die Konversion zu gestalten und 
wie vorzugehen ist. Es ist nicht damit getan, nur Angebote vom Standort woan-
dershin zu verlagern und zu dezentralisieren, sondern es muss überlegt werden, 
wie es am Standort weitergehen soll. Frau Streich hat bereits angedeutet, dass 
nicht alle Menschen das gleiche wollen. Es gibt durchaus Menschen, die sagen, 
dass sie lieber in der früheren Komplexeinrichtung leben wollen. Auch das ist ein 
Wunsch, der im Rahmen des Wunsch- und Wahlrechts nicht völlig ausgeblendet 
und ignoriert werden kann. Daher muss man sich sowohl für den Standort der 
Komplexeinrichtung als auch für die Dezentralisierung überlegen, wie das insge-
samt laufen soll.

Ein Punkt, der mir an dieser Stelle sehr wichtig erscheint: Diese Konversion darf 
nicht am Geld scheitern. Alle Beteiligten haben gute Absichten. Frau Schleich hat 
es in ihrem Beitrag bereits angedeutet, dass viele Vorhaben auf lange Sicht ge-
plant sind, teilweise bis 2050. Dies sind lang andauernde Prozesse. Ich möchte an 
dieser Stelle auch noch einmal auf die gesamtgesellschaftliche Aufgabe hinweisen, 
die ebenfalls damit verbunden ist. Denn es ist nicht damit getan, dass sich Leis-
tungserbringer und Leistungsträger, Menschen mit Behinderung und Beschäftigte 
gemeinsam etwas überlegen. Es ist ganz wichtig, auch das soziale Umfeld und 
den Sozialraum, die Gemeinden und den Landkreis und vor allem auch die nicht-
behinderten Bürgerinnen und Bürger einzubinden. Es genügt nicht, irgendwelche 
Wohnungen irgendwo hinzusetzen. Das wird auch von den Bürgerinnen und Bür-
gern nicht mitgetragen und mitgestaltet. Es reicht nicht, dass die Leute in diesem 
Ort wohnen; sie sollen – das ist das Ziel von Inklusion – gleichberechtigte Mitbür-
gerinnen und Mitbürger werden mit den gleichen Teilhabemöglichkeiten wie nicht-
behinderte Menschen. Daher ist es auch für Gemeinden, Landkreise und für die 
dort lebenden Bürgerinnen und Bürger wichtig, dass bei Erstellung eines solchen 
Konversions- und Gesamtkonzepts alle Menschen des entsprechenden Sozial-
raums eingebunden werden. Echte Teilhabe kann meines Erachtens nur gelingen, 
wenn die örtlichen Vereine auf diese neu hinzukommenden Mitglieder vorbereitet 
sind und sich auf sie einstellen können. Das sind sehr wichtige Dinge.

Für diese Projekte benötigen wir staatliches Geld. Auch die Bezirke werden hier 
mehr Geld in die Hand nehmen müssen. Das ist nicht wegzudiskutieren; Konversi-
on kostet Geld. Es geht auch darum, wieviel der Gesellschaft diese Personen wert 
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sind, und wie groß die Bereitschaft ist, ihren Beitrag zum Gelingen der Inklusion zu 
leisten.

Für uns ist nicht nachvollziehbar, dass sich dieses Programm auf Menschen mit 
körperlicher und/oder geistiger Behinderung beschränken soll. Menschen mit psy-
chischer Behinderung haben die gleichen Ansprüche; daher ist eine Einteilung be-
ziehungsweise Unterteilung nach Art der Behinderung schwierig und sollte unbe-
dingt überwunden werden.

Ein abschließender Hinweis: Konversion ist nicht nur eine Aufgabe für Menschen 
mit Behinderung, Betreuungsassistenzkräfte, Einrichtungen und Leistungsträger; 
wir alle müssen darauf achten, dass wir die nicht behinderten Menschen für solche 
Projekte gewinnen können, damit das Ganze gelingt. Im Übrigen wurde schon 
alles gesagt. Ich möchte darauf verzichten, dies noch einmal auszuführen. Vielen 
Dank.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank, Herr Wirth. – Die Redebeiträge 
der Sachverständigen sind abgeschlossen. Vielen Dank für Ihre sehr qualifizierten 
und sehr differenzierten Beiträge. Wir haben gehört, dass viele an diesem Prozess 
beteiligt sein müssen. Wir haben auch gehört, dass manches nicht verordnet wer-
den kann. Aber die finanzielle Ausstattung ist ebenso wie der politische Wille von 
Bedeutung. Wir hoffen jetzt nach all den Jahren der – ich sage es einmal etwas 
überspitzt – Lippenbekenntnisse auf die Kraft der Dynamik. Wir hoffen, dass jetzt in 
den gesamten Prozess eine stärkere Dynamik hineinkommt. Wir brauchen einen 
inklusiven Wohnraum. Es muss vieles mitgedacht werden: Die Herausforderungen 
und die Vielfalt der Themen sind sehr groß.

Ich eröffne jetzt die Fragerunde der Abgeordneten und möchte freundlich darauf 
hinweisen, dass wir uns aufgrund der technischen Situation auf die Fragen kon-
zentrieren, damit jeder und jede im Raum die Möglichkeit hat, sich im Rahmen die-
ser Stunde, die uns noch zur Verfügung steht, zu Wort zu melden. Es liegt eine 
erste Wortmeldung des Kollegen Thomas Huber vor, im Anschluss daran hat Kers-
tin Celina das Wort.

Abg. Thomas Huber (CSU): Vielen herzlichen Dank meinerseits und unsererseits 
an Sie, die Sie heute nur, aber immerhin, online zugeschaltet sind. Ich möchte 
mich ganz herzlich im Namen meiner Fraktion für Ihre Beiträge und Eindrücke aus 
der Praxis bedanken. Wir alle sind bei diesem Thema Teil einer großen Schicksals-
gemeinschaft, die die großen Herausforderungen dieses Bereichs nur gemeinsam 
bewerkstelligen kann, egal, ob es die Einrichtungen, die Einrichtungsträger, die 
Leistungserbringer, Leistungsträger, der Bezirk, oder die Kommunen sind.

Es wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass die sozialen Räume natürlich auch 
in Kommunen stattfinden. Wir haben von vielen positiven Beispielen wie dem Fran-
ziskuswerk in Schönbrunn oder dem Einrichtungsverbund Steinhöring in meinem 
Landkreis gehört. Ich möchte mich noch einmal ganz herzlich für die Tipps und An-
regungen bedanken, die wir als Politiker an dieser Stelle sehr ernst nehmen und in 
unsere Fraktionen mitnehmen werden. Ich bin froh, dass der Beschluss von 2018, 
der schon mehrfach erwähnt wurde, erfolgt ist. Ich bin froh, dass man hier den An-
fang gemacht hat.

Liebe Barbara Stamm, ich kann mich gut an die Zeit erinnern, in der du noch Land-
tagspräsidentin warst, in der du immer eindrücklich darauf hingewirkt und einen 
wertvollen Beitrag dafür geleistet hast, dass wir diesen Weg überhaupt beschreiten 
konnten. Wir haben zusätzlich zu den 20 Millionen Euro aus der Verpflichtungser-
mächtigung mit 10 Millionen Euro einen ersten Aufschlag gemacht. Es gefällt mir 
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sehr gut, die positiven Beispiele herauszuheben. Wir können alle voneinander ler-
nen.

Es klang an, dass in den letzten Jahren viel geredet, aber möglicherweise zu 
wenig getan wurde. Wir können alle immer mehr tun. Das verleitet mich sogleich 
zur ersten Frage. Ich würde gerne von den zugeschalteten Vertretern der Staatsre-
gierung hören, was bereits seit Beginn des Konversionsprogrammes 2019 getan 
wurde. Hier möchte ich keine einzelnen kleinen Summen hören, sondern Beispiele, 
in welchen Bereichen, in welchen Einrichtungen und Regionen schon von diesem 
Programm profitiert werden konnte. Wir haben nicht nur dieses eine Programm, 
sondern unterschiedliche Programme. Auch der Landesbehindertenplan darf an 
dieser Stelle nicht außer Acht gelassen werden. Er benötigt immer finanzielle Un-
terstützung. Hier werden wir in den nächsten Jahren sicherlich noch einmal zule-
gen müssen.

An die Einrichtungsträger habe ich eine Frage, die die Partizipation betrifft: Welche 
Möglichkeiten der Mitsprache haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Bewohnerin-
nen und Bewohner sowie das Personal in diesem Bereich? Wie binden Sie diese 
Personen ein? – Diese Personen haben einen reichen Erfahrungsschatz. Welche 
positiven Erfahrungen wurden in diesen Bereichen, von denen wir heute gehört 
haben, und in diesen Einrichtungen bereits gemacht? Vielleicht gibt es schon erste 
Evaluationen, die für uns als Politik auch wichtig sein könnten, um die Förderrichtli-
nien und Programme entsprechend anpassen zu können. Vielen Dank.

Abg. Kerstin Celina (GRÜNE): Auch ich bin sehr froh, dass unser grüner Antrag 
zu dieser Anhörung vom Ausschuss befürwortet wurde, und danke den Vorsitzen-
den des Sozialausschusses dafür, dass wieder Gebärdensprachdolmetscher in un-
serer heutigen Sitzung dabei sind. Ich bin sehr froh, dass wir hier in unserem Aus-
schuss der Staatsregierung ein positives Beispiel vorleben. Ich würde mich freuen, 
wenn dies auch auf Ebene der Staatsregierung üblicher wäre.

Wir haben heute gehört, dass der Finanzbedarf enorm ist, und dass es sich um ein 
langfristiges Projekt handelt. Langfristiges Projekt bedeutet nicht Zukunftsprojekt, 
sondern ein Projekt, das aktuell tatsächlich und verstärkt in Angriff genommen 
wird. Es soll weit in die Zukunft hineinreichen. Ich habe Sie so verstanden, dass es 
Ihr Wunsch ist, jetzt mit größeren Schritten voranzugehen. Auslöser für unseren 
Antrag war die "Ambulantisierungsquote". Bayern hinkt hier im Bundesdurchschnitt 
weit hinterher. Das hat auch einer der Experten erwähnt. Im Bundesdurchschnitt 
leben 51 % der Menschen mit Behinderungen selbstbestimmt außerhalb von gro-
ßen Komplexeinrichtungen; in Hessen sind es 55 %, in Bayern rund 32 % der Men-
schen mit Behinderungen. Wir wollen uns in Richtung des Bundesdurchschnitts 
bewegen.

Meine Fragen an die externen Sachverständigen: Keiner von Ihnen hat für die De-
finition der Grenze ab 100 Menschen plädiert. Keiner von Ihnen hat die Grenze von 
24 als richtig und relevant angesehen und keiner von Ihnen hat den Ausschluss 
der Sozial- und Psychotherapie als richtig angesehen. Halten Sie die existierenden 
Kriterien für das Förderprogramm für wichtig?

Zum Thema, wie man eine Komplexeinrichtung zu einem inklusiven Lebensraum 
umwandelt: Es geht dabei nicht nur um Dezentralisierung, sondern um Leben in 
Komplexeinrichtungen. Eine Expertin hat gesagt, dass Einkaufen und Besorgun-
gen vor Ort dazugehörten, um einen Sozialraum zu schaffen. Auch der ÖPNV 
spielt eine Rolle. Wie kann der Staat im Rahmen dieses Förderprogramms unter-
stützen, dass Kommunen auch bereit sind, diese Aufgaben anzunehmen? Wir 
haben gehört, dass manchen Kommunen 24 Plätze zu viel seien. Wie kann also 
der Staat sein Förderprogramm ausweiten, um genau dort hinzukommen?
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Zum sozialen Wohnungsbau: Wie kommen wir da hin, dass auch die anderen Mi-
nisterien über das Sozialministerium hinaus ihre Kompetenzen und Gelder in die 
Umwandlung von Komplexeinrichtungen einbringen? Wäre vielleicht ein gemeinsa-
mes Gremium auf Staatsebene sinnvoll, um dort voranzukommen?

Zum Thema Fachkräftebedarf, das in den schriftlichen Stellungnahmen themati-
siert wurde: Wie kann der Fachkräftebedarf bei der Dezentralisierung gedeckt wer-
den? Wie können Hürden für die persönliche Inanspruchnahme des eigenen Bud-
gets abgebaut werden? Nordrhein-Westfalen hat beispielsweise eine sogenannte 
Budgetassistenz eingerichtet, um Menschen zu helfen und den Sprung zum per-
sönlichen Budget und zum selbstständigen Leben zu erleichtern. Wäre das auch 
für Bayern wichtig und sinnvoll?

Abg. Julika Sandt (FDP): Vielen Dank für die wirklich interessanten Vorträge. Vor 
ungefähr 10 Jahren war ich selbst im Bildungsausschuss; damals wurde das erste 
Gesetz zur Inklusion an Schulen in Bayern beraten. Auch dabei ist deutlich gewor-
den, dass die individuellen Bedürfnisse der Menschen extrem unterschiedlich sind. 
Es gab beispielsweise Eltern, die sagten, ihr Kind habe Down-Syndrom und in der 
Regelschule trotzdem bereits Referate gehalten. Nun sei es aber am Förderzent-
rum und würde nicht mehr gefördert. Andere Eltern sagten, ihr Kind habe eine so 
starke Behinderung, weshalb es einen besonderen Schutzraum brauche. Letztlich 
soll das Ziel sein, dass sich jeder aussuchen kann, in welcher Einrichtung und wo 
er am besten leben kann.

Damals hatten wir vielfältig mit Regelunterricht, Außenklasse, Partnerklassen, aber 
auch Profilschulen, die gezielt diese besondere Kompetenz haben, vielfältige Mög-
lichkeiten eingerichtet. Die Förderzentren wurden verstärkt ausgebaut, um als 
Kompetenzzentrum für andere Schulen zu gelten. Diesen Ansatz könnte ich mir 
auch für den Bereich der bisherigen Komplexeinrichtungen vorstellen. Man könnte 
inklusive Sozialräume mit besonderer Kompetenz für die Bedürfnisse von Men-
schen mit Behinderungen schaffen. So könnten sie für beide Seiten attraktiv wer-
den. Um sie wirklich attraktiv zu machen, ist neben den schon vorhandenen Struk-
turen wie Reha-Zentren usw. die Mobilität wichtig. Bitte korrigieren Sie mich, wenn 
ich hier falsch liege. Spielt aber nicht auch die Digitalisierung eine ganz wichtige 
Rolle? Können Sie konkret sagen, wie die digitale Anbindung ist?

Es war von Einrichtungen, die sich in Stadtnähe befinden oder gut an den öffentli-
chen Nahverkehr angebunden sind, die Rede. Eine Frage an Borucker: Wie viele 
Einrichtungen sind wirklich so im Abseits, dass es fast nicht möglich ist, Inklusion 
zu schaffen? Wie verfährt man mit diesen Einrichtungen weiter?

Frau Schleich hat dargelegt, dass es einerseits die Aufgabe der Dezentralisierung 
gibt, das heißt die Menschen der bisherigen Einrichtung dezentral in ähnlichen 
Wohngemeinschaften unterzubringen. Andererseits sollen in bestehenden Einrich-
tungen auch Menschen ohne Behinderung einziehen, sodass es tatsächlich inklu-
siv wird.

Im Hinblick auf die Berechnungen stellt sich die Frage, ob dabei auch die Einnah-
men durch Miete der einziehenden Personen berücksichtigt wurden. Sind diese 
Miteinnahmen in die Berechnungen eingeflossen?

Eine Frage an Herrn Kiesel: Sie haben ganz besonders die Mitsprache themati-
siert. Das finde ich richtig und wichtig. Damit ist zum einen die Mitsprache der Per-
son bei der Wahl der Einrichtung und ihres Wohnortes gemeint; bei Personen, die 
sich nicht artikulieren können, müssen Angehörige oder Stellvertreter miteinbezo-
gen werden. Zum anderen geht es um die Umgestaltung der gesamten Einrichtun-
gen und um das Schaffen neuer Strukturen. Welche Strukturen gibt es, mit denen 
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ein Austausch stattfindet? Wie schafft man Strukturen, die eine Mitsprache der Be-
wohnerinnen und Bewohner begünstigen?

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank für die vielen Fragen. Bevor wir 
in eine zweite Fragerunde starten, gibt es jetzt erst einmal eine Antwortrunde. Wir 
haben Fragen an die Staatsregierung, insbesondere an das Ministerium für Arbeit 
und Soziales. Im Zuge der Anhörung ist auch eine Frage an das Bauministerium 
aufgetreten. Auch hier sind Vertreter der Staatsregierung zugeschaltet. Es ging 
dabei um das Thema des sozialen Wohnungsbaus und die Öffnung der Förder-
richtlinien. Zum anderen haben wir einige Fragen an die Sachverständigen. Ich 
schlage vor, zuerst die Fragen, die an die Ministerien gerichtet wurden, beantwor-
ten zu lassen.

MRin Susanna Schüssler (Familie, Arbeit und Soziales):
Grüß Gott allerseits! Vielen Dank, Frau Vorsitzende und Herr Stellvertretender Vor-
sitzender. – Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Sachverständige und Abgeord-
nete! Es wurde gefragt, wie wir mit dem Jahresförderprogramm fördern. Wir haben 
2020 den Wohnraum allgemein gefördert und Wohn- und Beschäftigungsplätze mit 
einem Fördervolumen von insgesamt 74,8 Millionen Euro bewilligt. Die reine 
Wohnplatzförderung liegt dabei bei 47,2 Millionen Euro, einschließlich der Konver-
sionsprojekte. Für das Jahresförderprogramm 2020 standen dabei neben den Mit-
teln aus dem Bayerischen Landesplan für Menschen mit Behinderung 20,8 Millio-
nen Euro zur Verfügung; 22,2 Millionen Euro kamen aus der Ausgleichsabgabe, 
23,6 Millionen Euro aus dem "Sonderinvestitionsprogramm Konversion" und 
8,2 Millionen Euro aus der Wohnraumförderung des Bauministeriums.

Zum "Sonderinvestitionsprogramm Konversion": Hier konnten wir im Jahr 2019 vier 
Projekte mit insgesamt gut 11 Millionen Euro, im Jahr 2020 sechs Projekte mit den 
angegebenen 23,6 Millionen Euro fördern. Bei der Förderung 2019 waren die Orte 
Parsberg in der Oberpfalz, Gunzenhausen in Mittelfranken, Vöhringen in Schwa-
ben und Wirsberg in Oberfranken betroffen; 2020 fanden in Ebensfeld in Oberfran-
ken, in Treuchtlingen, Merkendorf, Dinkelsbühl und Rothenburg ob der Tauber in 
Mittelfranken sowie in Wertingen in Schwaben Förderungen statt. Wir sind nach 
den uns vorliegenden Anträgen gegangen. Sie waren entsprechend priorisiert, 
aber wir hatten im Jahr 2020 die erfreuliche Situation, dass wir keinen Antragsstau 
wie im BLB hatten. Das, was beantragt worden war, konnten wir auch fördern.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank. – Das waren jetzt sehr viele 
Zahlen. Zu Frau Sandt: Im Januar wurde eine Anfrage vonseiten des Ministeriums 
beantwortet, bei der wir auch eine Übersicht über die geförderten Projekte erhalten 
haben. Ich biete dir Einsicht an, falls du darauf zugreifen möchtest. – Gibt es eine 
direkte Nachfrage?

Abg. Julika Sandt (FDP): Liegt auch eine genaue Aufstellung vor, in welchen 
Haushaltstöpfen die Gelder verteilt sind? Das ging mir gerade ein bisschen zu 
schnell. Es gibt den Haushalt des Sozialministeriums; gleichzeitig war auch vom 
Haushalt des Bauministeriums die Rede.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Mir liegen keine Daten über die Verteilung 
nach Haushaltstöpfen vor. Die genauen Zahlen gehen aus dem Protokoll der Sit-
zung hervor.

Abg. Julika Sandt (FDP): Vielleicht können wir die Zahlen, die Frau Schüssler am 
Anfang Ihrer Ausführung vorgelesen hat, noch einmal schriftlich bekommen. Das 
wäre sehr schön.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Die Zahlen sind anhand des Protokolls nach-
lesbar. Aber Sie können uns auch eine Gesamtübersicht der genannten Zahlen zu-
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kommen lassen, Frau Schüssler. – Es gibt eine direkte Nachfrage von Frau Stier-
storfer.

Abg. Sylvia Stierstorfer (CSU): Sie haben jetzt über Einzelprojekte gesprochen. 
Es wäre gut gewesen, wenn an der heutigen Sitzung jemand teilgenommen hätte, 
der bei der Umsetzung dieses Projektes schon dabei gewesen ist. Dann hätte di-
rekt berichtet werden können, wie das Projekt und dessen Umsetzung läuft. Das ist 
vielleicht eine Anregung für das nächste Mal.

Zur Abwicklung: Läuft diese relativ unkompliziert oder ist es sehr bürokratisch? Wie 
sind hier Ihre Erfahrungen? Was könnten wir noch verändern?

Das Sonderinvestitionsprogramm ist im Moment ein neues Programm; das heißt, 
hierfür gibt es auch neues Geld. Wir haben – anders als beim BLB – keinen An-
tragsstau, der es schwierig macht. Zwischen der Beantragung und der Erklärung 
des vorzeitigen Maßnahmenbeginns besteht relativ wenig Aufwand. Natürlich müs-
sen alle Förderkriterien erfüllt und die entsprechenden Unterlagen eingereicht wer-
den, aber im Moment ist es nicht so schwierig, an das Geld heranzukommen, weil 
sich im Moment noch nicht so viele um das Geld drängeln. Das ist bei den Geldern 
des BLB anders. 

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Bevor wir die Sachverständigen zu Wort 
kommen lassen, skizziere ich noch kurz das Prozedere zur Vorbereitung einer An-
hörung. – Frau Stierstorfer, alle Fraktionen haben dabei im Vorfeld die Möglichkeit, 
Sachverständige zu benennen. Das wissen Sie auch. Wenn in dieser Runde nie-
mand dabei ist, der oder die an einer Förderung teilgehabt hat, können wir auch 
niemanden einladen. Das konnten wir auch im Vorfeld schlichtweg nicht steuern. 
Natürlich steht es aber auch der CSU-Fraktion frei, im Vorfeld zu sehen, ob viel-
leicht auch positive Erfahrungen durch eine Förderung gemacht wurden. Dann 
steht es uns frei, die entsprechende Person in die Runde der Sachverständigen 
aufzunehmen. Manchmal weiß man auch nicht, welche Fragen auftauchen. Dies 
noch einmal zur Erklärung des Prozedere. – Herr Dr. Auer, Sie haben das Wort.

SV Dr. Jürgen Auer (Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung): Vielen 
Dank, Frau Vorsitzende. – Ich möchte zu der Finanzdiskussion Folgendes beitra-
gen: Wir reden gerade von der Perspektive einer geplanten und gelenkten Konver-
sion, die durchaus den größten Teil abdecken wird. Als Vertreter einer Selbsthilfe 
und eines Verbandes von Menschen mit Behinderungen, eines Selbstvertreters 
und Vertreter eines Elternverbandes würde ich gerne die Perspektive wechseln 
und die Frage stellen, was jeder einzelne konkret tun kann, um die Konversion aus 
Sicht der Menschen mit Behinderung herbeizuführen und zu verbessern. Da gibt 
es dann auch keine Grenzen mehr. Es spielt keine Rolle, ob es um 100 oder 
24 Plätze geht, sondern hier ist die Grenze 1, nämlich der einzelne Mensch mit Be-
hinderung.

Er muss in die Lage versetzt werden, regiefähig über ein Budget zu verfügen und 
über seine Wohnform, seinen Lebensort, seine Freizeitgestaltung, sein bürger-
schaftliches oder gemeinschaftliches Engagement zu entscheiden. Unsere Vorsit-
zende stellt immer gerne die Frage: Wie hätte ich es selbst gern? – Am liebsten 
würde ich doch gerne selbst entscheiden. Ich hätte gerne selbst die Ressourcen 
dafür. Das setzt aber eine Vielfalt von Angeboten voraus. Hier schließe ich mich 
allen Vorrednern an und sage, dass wir Diversität brauchen. Es gibt kein Entweder-
Oder, sondern es muss ein Sowohl-als-Auch und ganz viele Schattierungen dazwi-
schen geben.

Wir brauchen Angebotsvielfalt. Wir brauchen eine Wahlmöglichkeit für Menschen 
mit Behinderung und eine Durchlässigkeit der Angebote. Wenn heute für eine Per-
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son das ambulant unterstütze Wohnen die richtige Lebensform ist, dann kann dies 
in zwei Monaten, zwei oder fünfzehn Jahren möglicherweise eine intensiv betreute 
Wohnform sein. Hier brauchen wir Möglichkeiten der Durchlässigkeit. Hier kommt 
zur Perspektive des Anbieters auch die Perspektive der Nutzer, die im Sinne der 
UN-Behindertenrechtskonvention die Möglichkeit haben sollen, das eigene Leben 
selbständig regeln und die Hand nehmen zu können. Das muss viel stärker zum 
Tragen kommen. Hier sind vor allem die Bezirke als Leistungsträger gefragt, weil 
wir dabei nicht über Summen sprechen, die in Baumaßnahmen fließen, sondern 
über Summen, die die Menschen mit Behinderungen als Ressource bekommen.

SV Herbert Borucker (Deutscher Caritasverband, Landesverband Bayern e. V.): 
Zunächst einmal möchte ich auf die Fragestellung eingehen, die eingangs auch 
von Herrn Huber gestellt wurde und danach fragt, ob bereits praktische Beispiele in 
der Umsetzung existierten. Hier möchte ich auf den zeitlichen Rahmen hinweisen; 
praktische Beispiele in der Umsetzung gibt es nicht. Es ist davon auszugehen, 
dass die Finanzierungszusagen 2019 erfolgt sind; im Anschluss muss erst einmal 
gebaut werden. Dies ist zu berücksichtigen. Die Projekte sind nach meinem Kennt-
nisstand alle noch am Laufen. Manche, aus 2019 stammende Projekte stehen kurz 
vor dem Abschluss; andere, die 2020 beantragt wurden, kommen erst jetzt ins 
Laufen.

Ich kann nicht sagen, um wie viele Einrichtungen es sich genau handelt. Wir hatten 
eine Zahl von 4.000 Menschen erhoben, die augenblicklich in Komplexeinrichtun-
gen leben und die es betreffen würde, wenn wir in größerem Stile die Umwandlung 
Konversion zu Komplexeinrichtungen vornähmen. Es ginge also um circa 
4.000 Menschen von der vom statistischen Landesamt ermittelten Zahl von 
10.000 Plätzen in Einrichtungen mit sogenannten Komplexeinrichtungen.

Auch bei der Digitalisierung sehe ich einen sehr großen Handlungsbedarf im Sinne 
der Teilhabe, zur Schaffung eines Zugangs und für eine Kommunikation von Men-
schen mit Behinderung. Social Media und das Internet sind mittlerweile sind Teil 
der Kommunikation unserer Gesellschaft. Davon dürfen Menschen mit Behinde-
rungen nicht ausgeschlossen sein. Hier gibt es meines Erachtens einen großen 
Handlungsbedarf, der auch im Zusammenhang mit Konversion von Komplexein-
richtungen von Bedeutung ist.

Zum ÖPNV: Nicht alle Komplexeinrichtungen sind davon betroffen und völlig ab-
seits "auf der grünen Wiese", aber die meisten befinden sich in ländlichen Regio-
nen mit einer besseren oder einer leider schlechteren Anbindung an den ÖPNV.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Meines Wissens nach waren es im 
Jahr 2019 vier, im Jahr 2020 sechs Projekte.

SV Holger Kiesel (Behindertenbeauftragter Bayern): Zur Mitbestimmung und -be-
teiligung: Zum einen gibt es in diesem Bereich schon einige Möglichkeiten, um die 
Betroffenen zu beteiligen. Sie müssen an vielen Stellen nur noch sehr viel konse-
quenter genutzt werden. In vielen Einrichtungen gibt es Bewohner- und Werkstatt-
räte. Diese Organe sollten natürlich in die Wohngestaltung ihrer eigenen Einrich-
tung, aber auch in den allgemeinen Prozess der Konversion sehr stark 
miteinbezogen werden. Denn das sind diejenigen Menschen, die am Ende mit dem 
Produkt, das aus diesem Transformationsprozess hervorgeht, leben sollen und 
wollen. Deswegen sollen sie so intensiv wie möglich eingebunden werden.

In vielen Einrichtungen gibt es zudem die Sozialdienste, deren Aufgabe auch darin 
besteht, regelmäßig im Gespräch mit den Betroffenen zu prüfen, ob ihre Lebenssi-
tuation, die Assistenzangebote und ihre Wohnform noch für sie passend und richtig 
sind. Sie können ihre Aufgabe noch engagierter und verstärkt wahrnehmen, um 
Menschen bei diesem Prozess zu begleiten. Einer Veranstaltung wie der heutigen 
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täte es gut, wenn einige oder mehrere Bewohner, Vertreterinnen und Vertreter 
auch hier anwesend wären, um aus der täglichen Lebenspraxis über ihre Wünsche 
zu sprechen und zu sagen, wie ihre Situation ist, und was sie sich möglicherweise 
gerne anders wünschten.

Ich rate uns allen, die wir im politischen Bereich tätig sind, die Gelegenheit einmal 
öfter zu nutzen. Ich habe dies vor Ausbruch der Corona-Pandemie gerne getan 
und werde dies auch wieder tun, sobald es wieder möglich ist. Es ist sinnvoll, die 
Wohnlandschaft in Bayern genauer anzusehen. Es gibt gute Beispiele dafür, wie 
divers eine Wohnlandschaft für Menschen mit Behinderung sein kann, aber es gibt 
eben noch viel zu wenige solcher guten Beispiele. Deswegen müssen wir immer 
wieder rausgehen, müssen uns die Einrichtungen ansehen, die es gibt, und müs-
sen sie weitertragen, damit auch Prozesse wie die Konversion in Schwung kom-
men und an Fahrt gewinnen. Vielen Dank.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Danke für den Hinweis, Herr Kiesel. Viel-
leicht machen wir noch einmal ein eigenes Format, bei dem es möglich ist, gezielt 
Betroffene zur Ausschusssitzung einzuladen, wenn dies wieder möglich ist.

SVe Dr. Gertrud Hanslmeier-Prockl (Einrichtungsverbund Steinhöring): Ich möch-
te an das, was Herr Kiesel im Hinblick auf die Beteiligungsformen gesagt hat, an-
schließen. In den Einrichtungen gibt es sehr unterschiedliche Möglichkeiten der 
Beteiligungen, wie beispielsweise den Bewohnerrat. Wenn es aber um den Pro-
zess des Auszugs aus einem Komplexstandort in eine Außenwohngruppe geht, ist 
dies sehr individuell. Wir beraten schon seit längerer Zeit Personen und fragen sie, 
inwieweit sie sich vorstellen können, in eine Außenwohngruppe oder eine kleinere 
Wohneinheit im Ort zu ziehen.

In den letzten Jahren haben nicht nur wir, sondern auch viele andere Dezentralisie-
rungsmaßnahmen getroffen. Insofern betrifft das sehr viele Einrichtungen. Zum Teil 
ziehen ganze Wohngemeinschaften aus; sie beschließen gemeinsam, gerne an-
derswo leben zu wollen. Gerade im Münchner Raum besteht das Kernproblem 
darin, überhaupt bezahlbaren Wohnraum zu finden. Fraglich ist, ob sie überhaupt 
Baugrund im Münchner Raum zu bezahlbaren Preisen finden. In Grafing beispiels-
weise kostet der Quadratmeter 1.000 Euro. Diese Fragen stellen sich also ganz 
unabhängig vom Konversionsmittel und vom Landesbehindertenplan. Daher ist die 
Säule des sozialen Wohnungsbaus sehr wichtig. Dieser bietet beispielsweise priva-
ten Investoren die Möglichkeit, in Wohnprojekte investieren.

Wir haben eine Außenwohngruppe initiiert, die die Wohnungsbaugenossenschaft 
geplant hat. Es gibt aber auch private Investoren. Zusammen mit einem privaten 
Investor haben wir zwei Wohngemeinschaften geplant; dieser private Investor 
nimmt die Mittel des sozialen Wohnungsbaus in die Hand. Aber wir können kein 
24-er Haus oder kein Haus für Menschen mit schwererer Behinderung bauen. 
Denn entweder werden betriebliche Nachtdienste für kleinere Wohneinheiten finan-
ziert oder die Einrichtung wird geöffnet. An dieser Stelle kann noch etwas mehr ge-
schehen. Wir als Sozialunternehmen schaffen es nicht überall, die Wohnmöglich-
keiten zu schaffen, besonders im Großraum München. Frau Streich hat dies 
bereits erwähnt. Hier braucht es noch Mittel aus anderen Bereichen und diese Mit-
tel wären auch tatsächlich vorhanden.

Ich fand den Vergleich zum Thema Schule ganz spannend. Auch hier ist die Syste-
matik ähnlich. Im Landkreis Ebersberg gibt es sechs Partnerklassen in Schulen; wir 
mieten uns in die Schulen ein. Das heißt, wir bauen keine Schule, sondern wir mie-
ten uns ein. Wir fallen aber permanent aus diesen Schulen heraus, weil es sich um 
den Erwachsenenbereich handelt. Wären die Kommunen auch für den Schulbau 
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für Menschen mit geistiger Behinderung oder Körperbehinderung zuständig, dann 
gäbe es viel mehr Kooperationsmöglichkeiten. Kommunale Wohnungsbaugenos-
senschaften könnten Wohnungen für Menschen mit und ohne Behinderung entste-
hen lassen. Dadurch entstünden inklusive Wohnprojekte. Dann wäre auch etwas 
mehr Dynamik in der ganzen Sache.

Ich begrüße das Konversionsprojekt und die darin enthaltenen Mittel. Es gibt nur 
einen kleinen Anteil von Trägern, die damit auch etwas tun können. Für sie reicht 
das Geld bereits nicht. Thomas Huber hat vorhin gesagt, auf den Landesbehinder-
tenplan gehört noch einmal etwas draufgelegt. Das sehe ich genauso. Wir müssen 
auch immer die Bereitschaft der Träger in den Blick nehmen. Denn die Bereitschaft 
der Träger, mehr inklusives Wohnen zu schaffen, ist sehr hoch. Ich glaube, hier 
spreche ich für fast alle Kollegen der Runde. Aber die Hürden dazu sind nicht klein. 
Aus meiner Sicht ist hier noch viel zu tun, sodass am Ende mehr Vielfalt möglich 
ist.

SV Werner Fack (Fachverband evang. Behindertenhilfe und Sozialpsychiatrie 
Bayern): Ich habe in meinen schriftlichen Erläuterungen darauf hingewiesen, dass 
unser Bundesverband evangelische Behindertenhilfe e. V. einmal die Konversion 
einer Komplexeinrichtung außerhalb Bayerns wissenschaftlich begleiten lassen 
hat. Hier habe ich von den Ergebnissen berichtet, die sehr eindeutig waren. Auf 
der Seite der Bewohner der Komplexeinrichtung gab es zunächst einmal große 
Angst, wie es wird, wenn man woanders hinzieht und das Vertraute verlässt. Das 
geht ja fast jedem von uns so. Interessant war die Nachbefragung nach einem 
Jahr. Niemand der ausgezogenen Bewohnerinnen und Bewohner wollte zurück an 
den alten Standort. Das zeigt, dass es sehr sinnvoll ist, diese Konversion weiter zu 
betreiben.

Auch beim sozialen Wohnungsbau ist ein Blick über die Grenzen Bayerns hinaus 
sinnvoll. In Nordrhein-Westfalen gab es ein sehr großes Projekt mit der Landesar-
chitektenkammer, allen möglichen großen Trägern und dem Sozial- und Bauminis-
terium. Hier ist ganz konkret berechnet und geprüft worden, wie man Wohngemein-
schaften für Schwerstbehinderte in den sozialen Wohnungsbau einbinden kann. 
Das ist kein Problem und auch finanziell kein Desaster. Man muss lediglich den be-
hindertenbedingten Mehraufwand refinanzieren. Bei der SGB IX-Reform wird die 
Unterscheidung zwischen der pauschalen Finanzierung des Investitionsbetrags 
vorgenommen. Ansonsten kommt es aber nicht übermäßig teurer. Das ist durchaus 
zu leisten, wenn man es denn will. An der Spitze des Bauministeriums haben wir 
jetzt glücklicherweise die ehemalige Sozialministerin. Hier bestünde nun eigentlich 
die Möglichkeit einer wunderbaren fachlichen Verbindung von Konzept- und Wohn-
bau.

Ich lehne mich jetzt etwas aus dem Fenster und begebe mich auf sehr dünnes Eis: 
Ich bin Mitglied der Projektleitung des Bedarfsermittlungsinstruments in Bayern, 
das in einer Testphase erprobt wird. Kollege Bertram Fasel vom Bezirk Oberbayern 
und ich leiten hierzu viele Fortbildungen. Hier geht es um die Anwendung des 
neuen Bedarfsermittlungsinstruments. Ein wesentlicher Unterschied zum bisheri-
gen Verfahren besteht darin, dass die Leistungsberechtigten selbst nach ihren 
Wünschen und Zielen gefragt werden müssen. Das muss auch dokumentiert wer-
den. Dabei erlebt man verschiedene Dinge.

Neulich hat eine Schulungsteilnehmerin, die Vertreterin einer Behinderteneinrich-
tung mit 350 Plätzen ist, die Frage gestellt hat, wie sie diese Befragung durchfüh-
ren solle. Sie verwies darauf, dass sie in ihrer Einrichtung Schwerstbehinderte be-
treue und auch Menschen, die gar nicht richtig sprechen könnten. Daraufhin 
stellten wir die Rückfrage, wie dies denn derzeit gehandhabt würde. Daraufhin ant-
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wortete die Schulungsteilnehmerin, dass die in der Wohneinrichtung lebenden Per-
sonen derzeit gar nicht gefragt würden.

Daraus geht hervor, dass die Hilfeplanung ohne die Befragung der Leistungsbe-
rechtigten erfolgt. Das ist leider kein Einzelfall. Tendenziell besteht die Gefahr, 
dass es um die Leistungsberechtigten und deren Wünsche gar nicht mehr geht, je 
größer die Organisation, je wichtiger der reibungslose Ablauf in der Organisation 
und je weniger sichergestellt wird, dass die Leistungsberechtigten nach ihren Wün-
schen gefragt werden. Es geht am Ende nur noch darum, wie die Einrichtung funk-
tioniert, und wie das Geld hereinkommt. Alle anwesenden Vertreter der Komple-
xeinrichtungen nehme ich davon natürlich aus.

Ich weiß auch, dass es in meinem eigenen Verbandsbereich einiges zu verbessern 
gibt. Ich wollte das aber hier einmal so deutlich ansprechen. Es wurde bereits die 
Differenzierung nach Körperbehinderten, geistig Behinderten und psychisch Kran-
ken angesprochen. Ein wesentlicher Teil des neuen Bedarfsermittlungsinstruments 
ist die sogenannte medizinische Stellungnahme, wonach die Körperfunktionen 
bzw. die Schädigungen der Körperfunktionen erhoben werden.

In unseren Schulungen werden wir permanent mit ärztlichen Diagnosen konfron-
tiert, die falsch sind. Es gibt mittelgradig geistig behinderte Menschen, die 55 Jahre 
alt sind, bei denen noch nie ein Intelligenztest gemacht wurde. Es gibt Menschen 
mit einer Depressionsdiagnose, die seit zehn Jahren keine depressive Phase mehr 
gehabt haben. Diese Aufzählung ließe sich fortführen. Auch in der Praxis reden wir 
von Menschen, denen ein Bedarf zugesprochen wird, aber zumeist ohne mit ihnen 
darüber zu sprechen. Oft geschieht dies auch nicht auf einer medizinischen und 
wissenschaftlichen Grundlage, was höchst fragwürdig ist.

Ein letzter Punkt: Bei der Aufzählung über die abfinanzierten Projekte war auch ein 
Projekt der Diakonie in Neuendettelsau dabei, beim Standort Himmelkron Wirs-
berg. Dabei wird deutlich, in welchem Zeitlupentempo wir uns bewegen. Es handelt 
sich um eine Einrichtung mit 480 Plätzen; genehmigt wurden 84 Plätze. Sie kön-
nen sich selbst ausrechnen, wie lange es bei diesem Tempo dauert, bis der Stand-
ort aufgelöst wird. Man könnte dies noch billigend in Kauf nehmen; das Problem ist 
aber, dass man am bisherigen Standort Sanierungsbedarf hat. Dann stellt sich die 
Frage, ob das Geld der Investitionen in Sanierungen von Gebäuden fließen soll, 
hinter denen man eigentlich aus fachlichen Gründen überhaupt nicht mehr steht. 
Und das alles, weil man nicht in der Lage ist, die Konversion zügig abzufinanzie-
ren.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Ich möchte darauf hinweisen, dass wir noch 
das Bauministerium zum Thema sozialer Wohnungsbau hören möchten und das 
Sozialministerium zum Thema der fehlenden Transparenz der Förderrichtlinie. Das 
ist auch ein Aspekt, der immer wieder im Zuge dieser Thematik auftaucht.

Abg. Sylvia Stierstorfer (CSU): Herr Kiesel hatte das Thema Kinder und Jugendli-
che angesprochen. Das betrifft die nächste Generation, die einbezogen wird. Wie 
können wir das Ganze noch besser stärken? Wie können wir Kinder und Jugendli-
che bereits jetzt dazu befragen? Wie können wir diese mehr in den Prozess einbe-
ziehen? Aus meiner Sicht ist es ein ganz wichtiger Punkt, Kinder und Jugendliche 
zu fragen, wie sie in Zukunft leben möchten.

Wer und was wird gefördert? Die von der Vorsitzenden angesprochene Frage nach 
der Transparenz kann ich nur noch einmal unterstreichen.

In Bayern gibt es verschiedene Modellprojekte, die heute bereits angesprochen 
wurden. Können wir diese vielleicht etwas besser zusammenführen? Braucht es 
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dazu eine Art Runden Tisch, sodass wir uns mit den Beteiligten zusammensetzen 
können und uns nicht im Einzelnen zu sehr verfranzen? Vielleicht ist es möglich, 
gezielt Projekte anzusehen, die nicht nur Modellprojekt bleiben, sondern auch in 
den Regelbetrieb geführt werden können. Auch die einzelnen Ministerien sind zu 
fragen, dass schon bei der Entwicklung – egal, ob bei der Städtebauförderung oder 
der Dorferneuerung – beachtet wird, wie das Ganze mit den Beteiligten noch bes-
ser umgesetzt werden kann.

Abg. Matthias Enghuber (CSU): Wir haben vorhin gehört, dass es circa 
10.000 Plätze in Komplexeinrichtungen gibt. Gibt es eine grobe Schätzung, wie 
viele Bewohner auszugswillig sind? Wie vielen wäre mit einem Um- oder Auszug 
tatsächlich geholfen?

In meinem Stimmkreis gibt es eine Komplexeinrichtung, bei der ich den Eindruck 
und auch vermittelt bekommen habe, dass sie sehr gut läuft und gut im Ort und 
Umland integriert ist. Sie wird von innen und von außen sehr gut angenommen. 
Sie gehört zum Ort einfach dazu. Der Anmerkung von Herrn Fack, man müsse 
diese Einrichtungen jetzt alle auflösen, wird entgegnet, dass diese Einrichtungen 
für manche Menschen auch ihre Berechtigung haben.

Beim Planen und Bauen von Mehrgenerationenhäusern und Dorfmittelpunkten 
kann in Zukunft mehr Rücksicht auf Menschen mit Behinderung genommen wer-
den. Das hat Kollegin Stierstorfer gerade erwähnt. Senioren, die im Alter irgend-
wann einmal eine Gehbehinderung haben, haben ähnliche Probleme wie körper-
lich behinderte Menschen. Vielleicht gibt es Synergieeffekte, wenn Menschen in 
den Mittelpunkt des dörflichen oder gemeinschaftlichen Lebens geholt werden. Wie 
viele Menschen sind ungefähr davon betroffen? Sehen Sie eine Chance, Mehrge-
nerationenhäuser in Gemeinden zu kombinieren?

SV Peter Wirth (Bayerischer Bezirketag): Meines Wissens nach gibt es keine Er-
hebung darüber, wie viele der Menschen, die aktuell in Komplexeinrichtungen 
leben, woanders hinziehen möchten. Eine systematische Erhebung dazu ist mir 
nicht bekannt. Einerseits ist es richtig, von der Einzelperson auszugehen und von 
ihr aus zu denken; andererseits ist zu bedenken, dass die Bewohnerschaft ständig 
wechselt. Erhebungen sind immer nur Momentaufnahmen und ermöglichen keine 
dauerhafte und grundsätzliche Aussage.

Zur Quote der stationär lebenden Menschen mit Behinderung: Im Bundesdurch-
schnitt ist diese Quote in Bayern sehr niedrig. Sieht man sich diesen Benchmar-
king-Bericht an, dann stellt man fest, dass bei denjenigen Trägern, die eine deut-
lich höhere Quote von ambulant betreuten Menschen haben, pro 
100.000 Einwohner trotzdem mehr Menschen in stationären Einrichtungen leben, 
als dies in sechs Bezirken in Bayern der Fall ist. Die hohe ambulante Quote ande-
rer Bundesländer liegt nur daran, dass sie zwar mehr stationäre Plätze pro 
100.000 Einwohner, aber viel mehr zusätzlich ambulant betreute Wohnplätze zur 
Verfügung haben. Das macht die Quote aus. Das soll die Quote nicht relativieren, 
jedoch zeigen, dass der Anteil der Menschen pro 100.000 Einwohner, die ambulant 
betreut wohnen, in diesen Bundesländern viel höher ist als in Bayern. Pro 
100.000 Einwohner ist aber der Anteil der Menschen, die stationär wohnen, in kei-
ner Weise niedriger als in Bayern.

MRin Susanna Schüssler (Familie, Arbeit und Soziales): Zur fehlenden Transpa-
renz der Förderrichtlinien: Wir sind gerade erst dabei, die entsprechenden Förder-
richtlinien zu erarbeiten bzw. wir sind so weit, dass wir die Förderrichtlinien unter 
Einbezug wertvoller Beiträge betroffener Verbände, Einrichtungsträger usw. erar-
beitet haben. Mit diesen wurden die Förderrichtlinien abgestimmt. Im Moment ist 
unsere Förderrichtlinie beim Obersten Rechnungshof zur Anhörung und beim Fi-
nanzministerium zur Abstimmung. Wir hoffen, dass wir demnächst Rückmeldung 
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bekommen. Dann können wir die Förderrichtlinien bekanntmachen. Dann wird 
deutlich sichtbar sein, wie die Förderung aus dem Sonderinvestitionsprogramm 
Konversion laufen kann, und welche Anspruchsvoraussetzungen etc. gegeben 
sind. Der Prozess dahin ist – wie bereits geschildert – mit dem Beschluss im Au-
gust 2018 in Gang gesetzt worden. Im Oktober 2018 gab es auf Fachebene eine 
Besprechung im StMAS zur Erarbeitung von Förderkriterien. Das hat die Freie 
Wohlfahrtspflege in ihrer Stellungnahme schön aufgelistet. Im März 2019 haben 
uns die Verbände mögliche Förderkriterien vorgeschlagen. Im September 2019 
war die wichtige Behandlung im Ministerrat zum Thema Konversion. Hier hat der 
Ministerrat den Eckpunkten zugestimmt, die das StMAS entwickelt hatte. Seit 
April 2020 wurden unter anderem die Verbände eingeschaltet. Wir hoffen, sehr 
bald deutliche Förderrichtlinien zu haben, an denen sich alle orientieren können.

ORR Christoph Wiedemann (Wohnen, Bau und Verkehr): Zur Wohnraumförde-
rung: Wir unterstützen das Arbeitsministerium bei der Förderung der Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderung mit einem jährlichen Betrag. Das waren im vergan-
genen Jahr acht Millionen Euro, wie Sie bereits von der Kollegin gehört haben. 
Dieser Bereich wird von uns permanent mit Fördermitteln unterstützt.

Zur Frage, ob wir unsere Förderrichtlinien ändern oder öffnen können: Hierbei ist 
zu bedenken, dass wir in der sozialen Wohnraumförderung nicht nur für diesen Be-
reich zuständig sind, sondern auch andere und insbesondere die gesamte Bevöl-
kerung berücksichtigen müssen. Es geht beispielsweise auch um Alleinerziehende 
mit Kindern. Aus diesem Grunde tun wir uns etwas schwer, den oben genannten 
Bereich so stark zu fokussieren. Natürlich ist Wohnraum für Menschen mit Behin-
derung sehr wichtig. Ich bitte dies nicht falsch zu verstehen: Wir möchten auch die-
sen Bevölkerungsteil berücksichtigen. Man darf aber nicht vergessen, dass wir 
auch alle anderen Bevölkerungsgruppen in der Förderung berücksichtigen müs-
sen. Einen besonderen Personenkreis ganz besonders zu berücksichtigen fällt 
daher schwer. Für Menschen mit Behinderung gibt es aber von uns seit Jahren die 
besonderen Wohnformen; seit etlichen Jahren können dabei insbesondere ambu-
lante Wohnformen gefördert werden. Vor Klärung der Frage, ob und inwieweit die 
Förderung geöffnet werden kann, ist zunächst einmal zu prüfen, welche gesetzli-
chen Änderungen dafür notwendig wären.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Hier wird erneut deutlich, dass wir in vielen 
Regionen Bayerns einen großen Bedarf an bezahlbaren Wohnungen haben, die im 
Idealfall auch noch barrierefrei sein müssen. Ich erteile jetzt noch einmal Frau 
Streich das Wort. – Sie haben nun die schöne oder unliebsame Aufgabe, die End-
runde einzuleiten. Ich werde am Schluss auch noch ein paar Worte sagen. Viel-
leicht können Sie noch einmal untermauern, was besonders wichtig ist und viel-
leicht auf die noch offenen Fragen eingehen.

SVe Michaela Streich (Franziskuswerk Schönbrunn): Ich habe mir zu den Fragen 
vier Stichworte gemacht. Im Franziskuswerk ist die Partizipation der Mitarbeiter 
und Bewohner gegeben. Sie werden beteiligt. Dafür setzen wir insbesondere die 
Methoden des personenzentrierten Denkens und der persönlichen Zukunftspla-
nung ein. Hier sind wir sicherlich eine Einrichtung, die zu den Vorreitern in Bayern 
gehört. Damit sind wir sehr intensiv beschäftigt. Bitte bedenken Sie auch, dass wir 
eine Einrichtung für Menschen mit geistiger und schwerer geistiger Behinderung 
sind. Kommunikation ist hier ein besonderes Thema.

Frau Celina regte an, auch außerhalb von Komplexeinrichtungen Menschen selbst-
bestimmt leben zu lassen. – Nein, Menschen mit Behinderung leben auch in Kom-
plexeinrichtungen selbstbestimmt. Voraussetzung dafür ist, dass die entsprechen-
den Methoden angewandt werden, und die entsprechende Haltung da ist. Es ist 
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wichtig, unserer Mitarbeiter auf diesem Weg mitzunehmen. Es braucht sehr viel 
Engagement bei der Personalentwicklung.

Zur Frage, wie der Staat unterstützen kann: Ich verweise auf das, was mein Kolle-
ge in den Chat geschrieben hat. Es ist eine gemeinsame Aufgabe aller. Hier darf 
man nicht in Ressorts, in einzelnen Fördertöpfen oder Ministerien denken. Hier 
muss unbedingt etwas vorangehen.

Zur digitalen Einbindung: Gerade zur Unterstützung nutzen wir digitale Anwendun-
gen sehr intensiv. Aber hier sind wir wieder beim Thema des Standorts der Kom-
plexeinrichtung. Unser Zugang endet an der Straße, die am Dorf vorbeiführt. Die 
gesamte digitale Infrastruktur für 65 Betriebsgebäude muss eigenständig mit eige-
nen Mitteln herstellen. Sie können sich vorstellen, dass das eine Aufgabe ist, die 
uns zunehmend überfordert.

Zur Frage, ob wir die Mieteinnahmen in der Kalkulation mitberücksichtigt haben: 
Nein, bislang haben wir Mieteinnahmen noch nicht berücksichtigt, da es derzeit 
noch überhaupt keine Möglichkeiten gibt, inklusives Wohnen wirklich zu finanzie-
ren, weil hier in Fördertöpfen gedacht wird. Unser Leistungsträger sagt uns ganz 
klar: Er finanziert doch nicht mit, dass hier nicht behinderte Menschen wohnen 
können. Hieraus ergeben sich erneute Schranken. Wir haben bisher die reinen In-
vestitionskosten ermittelt. Mieteinnahmen sind nicht das Finanzierungsmodell des 
Franziskuswerks in dreißig Jahren. Hier fließt sicher noch etwas zurück, aber wir 
müssen an einen langen Zeitraum denken. Wir vom Franziskuswerk müssen das 
vorfinanzieren, um unser Dort weiterzuentwickeln.

Zur Frage, wie viele Menschen ausziehen wollen: Ich kann es nicht genau sagen. 
Hier geht es uns ähnlich wie Herrn Fack. Im Moment leben 180 Menschen in de-
zentralen Wohnformen. Es gibt einen geringen Teil, der zurück zum Franziskus-
werk in Schönbrunn ziehen möchte. Zu bedenken ist aber auch, dass man sich 
nichts wünschen kann, von dem man nichts weiß. Wir gehen mit den Menschen 
mit Behinderung in unsere Außenwohngruppen. Die Menschen, die in Außenwohn-
gruppen und in dezentralen Wohneinheiten leben, erzählen dann, wie sie dort woh-
nen. Ich kann mir nur das wünschen, was ich auch einmal kennengelernt habe. Es 
gibt noch nicht so viele Möglichkeiten, auch dezentrales Wohnen kennenzulernen. 
Ich kann nicht sagen, es sei selbstbestimmt, wenn ich zwischen Wurst und Käse 
wählen darf, ohne zu wissen, dass es Marmelade, Nutella und zig andere Wurst-
sorten gibt. Das ist keine Selbstbestimmung. Selbstbestimmung hängt auch von 
der Kenntnis der Wahlmöglichkeiten ab. Auch hier muss man die Menschen mit 
geistiger Behinderung ganz besonders in den Blick nehmen.

Vorsitzende Doris Rauscher (SPD): Vielen Dank, Frau Streich. – Zum Schluss 
unserer Ausschusssitzung danke ich mich im Namen des gesamten Sozialaus-
schusses bei Ihnen allen ganz herzlich für Ihre Zeit, Ihre Impulse und Ihre Fachex-
pertise und Ihr konzentriertes Arbeiten. Das war wirklich ganz großartig. Wir blei-
ben in Kontakt. Vielleicht ist das eine oder andere nun auch noch nicht beantwortet 
worden, aber die Abgeordneten sind sicherlich so frei, dann im bilateralen Ge-
spräch das ein oder andere zu erfragen, und für die weitere politische Arbeit offen 
gebliebene Antworten einzuholen. Vielen Dank für die hochkonzentrierte Arbeit. 
Die Sitzung war uns heute allen sehr wertvoll. Ich wünschen Ihnen alles Gute und 
– wie in jeder Sitzung –steht auch der gute Wunsch am Schluss, dass Sie und wir 
alle gesund bleiben und uns beim nächsten Mal hoffentlich wieder in Präsenz 
sehen. Alles Gute und auf Wiedersehen.

(Schluss: 13:00 Uhr)

Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 35

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000432.html


Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 1



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 37



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 2



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 2 zum Wortprotokoll 39



40
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 2 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 2 zum Wortprotokoll 41



42
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 2 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 3



44
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 45



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 4



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 47



48
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 49



50
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 51



52
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 5



54
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 55



56
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 57



58
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 59



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 6



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 6 zum Wortprotokoll 61



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 7



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 7 zum Wortprotokoll 63



64
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 7 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 7 zum Wortprotokoll 65



66
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 7 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 7 zum Wortprotokoll 67



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 8



Anhörung
37. SO, 28.01.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 8 zum Wortprotokoll 69



70
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 8 zum Wortprotokoll
Anhörung

37. SO, 28.01.2021




